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Aktuell
Tarifvertrag Leiharbeit: Dank IGMetall und
Verdi gibt es für Leiharbeitnehmerinnen und
Leiharbeitnehmer einen neuen Tarifvertrag.
Unter anderem gibt es mehr Geld in allen
Entgeltgruppen. Die IG Metall will aber noch
mehr erreichen und stärkt die Kampagne
»Gleiche Arbeit – Gleiches Geld«. Auf Seite 5 »

Arbeit
Mitarbeitergespräche: Mit demVorgesetzten im Zwiegespräch.
Wer sich gut vorbereitet, erreicht ammeisten. Aber es geht nicht
nur um Ziele fürs nächste Jahr, Geld und Fortbildungen. Dieses
Gespräch ist immer auch eine Chance, das Klima am Arbeitsplatz
zu verbessern. Auf Seite 17 »

Titelthema
Alles, was Recht ist:Wenn der Chef aus hei-
terem Himmel das Weihnachtsgeld kürzt, den
Urlaub streicht oder dem Kollegen am ande-
ren Schreibtisch einfach mehr zahlt, stellt sich
immer wieder dieselbe Frage: Darf der das?
Was das Arbeitsrecht zu solchen und anderen
Fragen sagt. Auf den Seiten 18 bis 21 »

Leben
Arm trotz Arbeit: Zum Leben zu wenig, zum Sterben zu viel?Wer
arbeitet, aber trotzdem nicht über die Runden kommt, kann Hilfe
vom Staat bekommen. Arbeitslosengeld II, Wohngeld oder Kinder-
zuschlag unterstützen auch Vollzeitbeschäftigte. Rund 500000Men-
schen verzichten zurzeit auf ihre Ansprüche. Auf Seite 24 »

Chancen
Online-Bewerbung: Die Bewerbung per
E-Mail verdrängt immer mehr die »klassische
Bewerbung« in Papierform. Sie erfordert techni-
sches Geschick und Sorgfalt. Was man tun kann,
damit die Bewerbung in der Flut von E-Mails
nicht untergeht. Auf Seite 26 » Ti
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»Dieser Tarifabschluss spricht
allen bisherigen Verlautbarun-
gen undBeschlüssen unsererOr-
ganisation Hohn. Immer wieder
betonen wir in unseren Stellung-
nahmen und Publikationen, wie
wichtig eine Stärkung der Bin-
nenkonjunktur zur Sicherung
von Beschäftigung sei. Zu recht
stellten wir fest, wie die Reallohn-
entwicklung in Deutschland im
Vergleichmit anderenEU-Staaten
hinterherhinkt. Und was tun wir
dagegen?Wir tätigen einen Tarif-
abschluss, der uns geradezu ins
Gesicht schlägt. Und das alles mit
der Begründung ›Jobsicherung‹.
Doch wie sieht es in der Realität
aus? In unserer Region werden
Werke geschlossen und Entlas-
sungen in großem Stil durchge-
fürt, trotz Tarifvertrag.«

Klaus Seibert, Maintal

Linkshändergerechte
Arbeitsplätze
metallzeitung 3/2010

Mach ich mit links

»Als Linkshänderin hoffe ich,
dass sich in Zukunft mehr Leute
darüber Gedanken machen, wie
manArbeitsplätze linkshänderge-
recht einrichten kann. Ich habe
dreißig Jahre lang die für mich
falsche Hand benutzen müssen.
Viele Linkshänder geben klein bei
und ordnen sich der Rechtshän-
derwelt unter.«

Katja Walter, Hildesheim

Tarifrunde
metallzeitung 3/2010,

Was für uns drin ist

»Mit dem Tarifvertrag ›Zukunft
in Arbeit‹ können wir Metaller
zufrieden sein. Er ist einmalig in
der Geschichte unserer Gewerk-
schaft. Es geht eine gute Signal-
wirkung vom ihm aus. Er bietet
in Formeiner tariflichenKurzar-
beit ein wirksames Instrument
gegen betriebsbedingte Kündi-
gungen angesichts der andauern-
den Wirtschaftskrise. Zahllose
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer stecken in Existenz-
ängsten um ihren Arbeitsplatz.
Die Angst um den Arbeitsplatz,
Furcht um das tägliche Brot, die
Miete zu zahlen und das Auto
abzuzahlen, ist kein weiser Le-
bensbegleiter. Es ist solidarischer,
Tarifpolitik zur besseren Beschäf-
tigungssicherung zu gestalten
als unnachvollziehbare Entgelt-
erhöhungen zu fordern. Über ei-
ne Lohnerhöhung kann ich mich
freuen, wenn ich jedoch dem-
nächst meinen Job verliere, kann
ichmirnichtsmehrdavonkaufen.
Dennoch hat unsere Gewerk-
schaft dafür gesorgt, dass zudem
etwas im Geldbeutel der Be-
schäftigten bleibt. Und das alles
in dieser historischen Krisen-
situation. Ich bin zufrieden mit
der Verhandlungsstrategie und
dem Ergebnis der IG Metall.«

Peter W. Hendl, per E-Mail

Tickets Ruhrfestspiele Lösungswort: »Wind of Change«; Rita
Christoph, Ratingen; Gerd Möller, Essen; Alexander Nepita, Zell

Wochenendreise Jürgen Giesen, Warendorf; Uwe Fechner,
Helmstedt; Elke Woop, Karlsruhe; Christoph Nienhaus, Isselburg;

Sandy Böhm, Wolfsburg

BESSER MIT
BETRIEBSRAT

Die IG Metall trotzt der Krise mit guten
Tarifverträgen und engagierten
Betriebsräten. Die laufenden Betriebs-
ratswahlen zeigen: das wird honoriert.

Unsere Kompetenz
für gute Arbeit

»Gemeinsam für ein gutes Le-
ben«, dafür streitet die IGMetall
auch in schweren Krisenzeiten.
Die Tarifabschlüsse für die Me-
tall- und Elektroindustrie sind
jetzt in allen Bezirken unter
Dach und Fach. Wir haben un-
seren Beitrag für sicherere Ar-
beitsplätze und gutes Geld
geleistet. Jetzt ist die Politik am
Zug! Wir brauchen Unterstüt-
zung bei der gesetzlichen und
tariflichen Kurzarbeit. Das ist
sinnvoll und allemal billiger als
die Finanzierung vonArbeitslo-
sigkeit. Außerdembrauchenwir
eine gezielte Industriepolitik,
umdie deutscheWirtschaft wie-
der auf die Beine zu bringen.

Gute Ergebnisse. Wie der en-
gagierte Einsatz für sichere und
gute Arbeit honoriert wird, zei-
gen die laufenden Betriebsrats-
wahlen. In den meisten
Unternehmen und Betrieben
haben die Kandidatinnen und
Kandidaten der IG Metall ihr

gutes Ergebnis von 2006 gehal-
ten, häufig sogar noch einmal
verbessert. Engagierte Betriebs-
räte mit einer starken Gewerk-
schaft als Partner erreichen
mehr. Und ihre Erfolge machen
allen Beschäftigten Mut, die ei-
genen Rechte wahrzunehmen.
In unserer Titelgeschichte »Dein
Recht am Arbeitsplatz« ist die
Redaktion dermetallzeitung ge-
meinsammit demDGB-Rechts-
schutz wichtigen Fragen aus
dem betrieblichen Alltag nach-
gegangen. Fazit: Beschäftigte
sind nicht machtlos, sondern
habenRechte, die sie erfolgreich
durchsetzen können.

Dafür bietet unsere metall-
zeitung praktische Tipps. Von
der richtigen Strategie beim
Mitarbeitergespräch über die
passende Online-Bewerbung
bis hin zum Krankengeld. IG
Metall-Mitglieder sind besser
informiert. Das erkennen viele,
aber noch nicht alle. Deshalb:
bitte weiter sagen!

GEWONNEN HABEN

FRAGE UND
ANTWORT

Gute metallzeitung
metallzeitung 3/2010
»Seit über 50 Jahren lese ich mit
Interesse Eure Zeitung. Es gab gu-
te und auch weniger gute Beiträ-
ge, dies ist normal. Die letzte
Ausgabe vomMärz 2010hatte aus
meiner Sicht nur gute bis sehr gu-
te Artikel. Dafür auch mal herzli-
chen Dank, weiter so.«

Erich Thren, per E-Mail

Frieden statt Waffen
metallzeitung 3/2010

A400M muss flügge werden

»Der Airbus 400M transportiert
vor allem Waffen und Truppen.
Vielleicht auch mal Hilfsgüter.
Wegen einiger Arbeitsplätze an
Kriegen mitzuwirken ist für mich
dieAufgabe sämtlicherhumanitä-
rer Positionen, die eine Gewerk-
schafthabensollte.Globaldenken
und lokalhandelnheißtnicht, sich
über die Menschenrechtsverlet-
zungen in Kriegsgebieten zu erei-
fern und tote Gewerkschafter zu
beklagen, gleichzeitig jedoch hier
die Rüstung zu fördern.«

Bernd Jürgen Dröge, per E-Mail

Die IG Metall vor Ort hilft
»Ich findees sehrgut, dass Ihrden
Lesern der metallzeitung immer
wieder Tipps und Ratschläge
gebt,wiemansichbeiBeeinträch-
tigungen am Arbeitsplatz verhal-
ten soll, und dass der Betriebsrat
bei Problemen hilft. Das stimmt
natürlich. Doch auch die zustän-
dige IGMetall-Verwaltungsstelle
einesMitglieds ist Ansprechpart-
ner bei Schwierigkeiten. Und
zwar gerade für die Kollegen, die
in einem Betrieb ohne Betriebs-
rat arbeiten.«

Klaus Negro, Haan
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IG Metall-Vorsitzender Berthold Huber bei seinem 60. Geburtstag.

Antwort der Redaktion: Wer
als Hartz-IV-Bezieher den

Zusatzbeitrag nicht selbst

zahlen kann, hat nur eine

Möglichkeit: Er muss zu ei-

ner Kasse wechseln, die ihn

nicht erhebt. Die Behörden

übernehmen den Beitrag

nur, wenn der Wechsel für

den Versicherten eine unzu-

mutbare Härte darstellen

würde. Das ist etwa dann der

Fall, wenn die bisherige Kas-

se spezielle Behandlungen

anbietet, sie eine Maßnahme

wie eine Kur bereits bewilligt

hat oder Versicherte Sach-

leistungen zurückgeben

müssten. Nachweisen muss

das allerdings der Hartz-IV-

Empfänger.

Zusatzbei-
träge über-
nehmen die
Behörden
nur bei
Härtefällen.

Ich bin Hartz-IV-Bezieher
und meine Krankenkasse ge-
hört zu den ersten, die einen
Zusatzbeitrag von acht Euro
erheben. Muss ich den Bei-
trag selbst zahlen?
Joachim A., per Mail
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180Kartonshaben Jugendliche
bei einer IG Metall-Aktion
gegen den Stellenabbau bei
Siemens inBadNeustadt inder
Rhön aufgetürmt. Unter den
2000 jungen Demonstranten
auf demMarktplatz waren vie-
le Schüler.Viele von ihnen sind
Kinder von Siemens-Beschäf-
tigten. Auf den Kartons ver-
ewigten sie ihre Wut und ihre
Zukunftshoffnungen.VonSie-
mens fordern sie die Ansied-
lungzukunftsfähigerProdukte.

»Siemens kündigt an grü-
ner zu werden. Was liegt da
also näher, als in unserer schö-
nen Rhön in die Zukunft zu
investieren?«, rief die Vorsit-
zende der Siemens-Jugendver-
tretung Ann-Kathrin Streit.

Die Kartons hatte die IG
Metall Schweinfurt zuvor an
die SchulenderRegionverteilt.

Kahlschlag. 840der2000 Jobs
will Siemens in der Antriebs-
technik in Bad Neustadt bis
2012 abbauen. Fatal für die Re-
gion. »Weiß Herr Löscher, was
er hier anrichtet? Wir glauben
ja«, klagten Schülersprecher
den Siemens-Vorstand an. IG
Metall-Bundesjugendsekretär
Eric Leiderer sprach von ei-
nem »Handstreich« und einer
»Abhängigkeit der jungen Ge-
neration von ökonomischen
Grundsatzentscheidungen, bei
denen die eigene Leistung kei-
ne Rolle mehr spielt«.

BadNeustadt ist nicht der
einzige betroffene Standort.
Bundesweit plant Siemens den
Abbau von 2000 Arbeitsplät-
zen in der Produktion, obwohl
der Konzern gerade einen in
der Krise überraschend hohen
Gewinn von 1,5 Milliarden
Euro vermeldet hat.

BILD DES MONATS

Eine Wand für
die Zukunft
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ZAHLEN UND FAKTEN

610
Reichlich Ertrag
Die sogenannte »Reichensteu-
er« brachte dem Staat im ver-
gangenen Jahr Einnahmen
von rund 610Millionen Euro.
Als Reichensteuer wird der
erhöhte Steuersatz von 45
statt 42 Prozent bezeichnet.
Er wurde 2007 eingeführt. Für
Ledige wurde der Höchststeu-
ersatz zuletzt bei einem Ein-
kommen von 250401 Euro
fällig. Von 1965 bis 1989 lag
der Spitzensteuersatz bei 56,
1998 noch bei 53 Prozent.

2,3
Mit Tarif gehts besser
In Betrieben, in denen es ei-
nen Betriebsrat und Tarifver-
träge gibt, haben Beschäftigte
eine geringere Arbeitsbelas-
tung. Die durchschnittliche
Wochenarbeitszeit liegt einer
Studie der Hans-Böckler-Stif-
tung zufolge bei 39,3 Stunden.
In tariflosen Unternehmen
ohne Mitbestimmung müssen
die Beschäftigten 41,5 Stun-
den arbeiten, das sind 2,3
Stunden mehr.

Ein Fortschritt
TARIF-
VERTRAG
LEIHARBEIT

Eine gute Nachricht für Leiharbeiter:
Die Löhne steigen. Dieser Tarifvertrag
ist aber kein Grund zum Ausruhen, in
der Leiharbeit will die IG Metall mehr.

Der neue Tarifvertrag zwischen
demBZA (BundesverbandZeit-
arbeit) und den DGB-Gewerk-
schaften steht: Leiharbeiter er-
halten in allen Entgeltgruppen
mehr Geld, und zwar in vier
Stufen bis November 2012. Die
Vorsitzenden von IGMetall und
Verdi, Berthold Huber und
Frank Bsirske, waren feder-
führend in die Verhandlung ge-
gangen. Als besonders positiv
bewerten sie, dass es nun bald
keine Lohngruppe mehr unter
7,50 Euro gibt: »Damit ist es uns
gelungen, 7,50 Euro als Min-
destlohn zu etablieren und
gute tarifliche Standards zu
setzen.« Zu den Tarifstandards
gehört, dass steuerfreie Auf-
wandsentschädigungen nicht
mehr mit dem Brutto verrech-

netwerden dürfenunddamit ei-
ne indirekte Lohnkürzung nicht
mehr möglich ist. Eine weitere
Klausel verhindert die Ausglie-
derung der Stammbelegschaft
in Leiharbeitsfirmen.

Es geht weiter. Das reicht der
IG Metall noch lange nicht. Die
Leiharbeits-Kampagne wird mit
neuenAkzentenDruckmachen:
Die IGMetall fordert die soforti-
ge Umsetzung der »EU-Richt-
linie Leiharbeit« in deutsches
Recht. Das Ziel: »Gleiche Arbeit
– Gleiches Geld«. Die Arbeits-
bedingungen der Leiharbeiter in
den Betrieben sollen deutlich
verbessert werden. Die bereits
abgeschlossenen 500 Besser-
vereinbarungen zeigen, dass hier
Erfolge möglich sind.

FDP-Mann Dirk Niebel findet es völlig in Ordnung, wenn sich
Politiker für ein Pläuschchen mit Unternehmern bezahlen lassen
und damit die Parteikasse aufbessern. Immer noch besser, als
Geld vom Staat zu nehmen. Getreu dem FDP-Motto: Lieber auf
der Payroll vonMövenpick als auf der Gehaltsliste des Volkes. Das
Volk könnte am Ende noch eine Gegenleistung verlangen. Was
für ein Alptraum für Freidemokraten.
Nee, dann lieber vom schicken Industrie-
zaster leben und die Sponsoren ab und
an freundlich erwähnen.Wir freuen uns
jetzt schon auf die Einspieler in der Ta-
gesschau nach jedem Bericht aus Berlin:
»Philipp Rösler wurde Ihnen präsentiert
von der Comdirect Bank – Ihr Geld kann
mehr.« Oder: »Rainer Brüderle – mit
freundlicher Unterstützung von Prostagutt
forte.«

FDP – Da weiß man, was man hat

PFLAUME DES MONATS

3,2
Erfolg der Kurzarbeit
Im Vergleich zumKrisenjahr
1993 gingen 2009 in der Me-
tallindustrie weniger Arbeits-
plätze verloren. Bei einem
Umsatzeinbruch von 20 Pro-
zent sank die Beschäftigten-
zahl um 3,2 Prozent. (Leih-
arbeiter nicht mitgerechnet.)
1993 waren es 9,5 Prozent der
Beschäftigten bei etwa 9 Pro-
zent Umsatzverlust.Fo
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Quelle: IG Metall 2010

Nordverbund
(Schleswig-Holstein, Hamburg,
Nordwestliches Niedersachsen,
Unterweser)

Mecklenburg-
Vorpommern

Berlin-
Brandenburg

Sachsen

Thüringen

Sachsen-
Anhalt

Bayern

Osnabrück-
Emsland

Niedersachsen

Nordrhein-
Westfalen

Mittelgruppe
(Rheinland-Rhein-
hessen, Hessen,
Saarland, Pfalz)

Baden-
Württemberg

Berlin-West
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Die IG Metall hat ihr Jobpaket
durchgesetzt.DieneuenMetall-Ta-
rifabschlüsse bringen neue Mög-
lichkeiten bei Kurzarbeit und
Arbeitszeitverkürzung, mit erwei-
tertem Kündigungsschutz und ei-
nerweitgehendenAbsicherungder
Monatsentgelte. Und trotz Krise
gibt es Tariferhöhungen: einmalig
320 Euro in diesem Jahr und dau-
erhaft 2,7Prozent imnächsten Jahr.

MittlerweilehabenalleMetall-
Tarifgebiete den Pilotabschluss aus
Nordrhein-Westfalen (ausführlich
in metallzeitung 3/2010) mit leich-
ten Abweichungen übernommen.
In Baden-Württemberg bestanden
besondere Bedingungen: der Tarif-
vertrag»Kurzarbeit,Beschäftigung,
Qualifizierung« von 2009 und die
AufstockungdesKurzarbeitergelds
auf durchschnittlich 90Prozent des
normalen Nettos. Beides ist in ei-
nempassendenTarifabschluss jetzt
erneuert und ergänzt worden.

Kürzer arbeiten. Nach den neu-
en Tarifabschlüssen gibt es nun
drei Modelle, um Jobs zu sichern.
Erstens: Die gesetzliche kon-

junkturelle Kurzarbeit. Sie hat in
Baden-Württemberg Vorrang und
kann vom Betriebsrat über eine
Schlichtungsstelle erzwungenwer-
den. Bei langer Kurzarbeit ist jetzt
eine Senkung der »Remanenzkos-
ten« möglich – Kosten, die dem
Arbeitgeber bei Arbeitsausfall ver-
bleiben: Urlaub, Sonder- und Ein-
malzahlungen, rund 26 Prozent
eines Stundenentgelts. Während
dies in den anderen Tarifgebieten
durch anteilige Kürzung der auf
zwölf Monate verteilten Sonder-
zahlungen kompensiert wird, wird
in Baden-Württemberg die tarif-
liche Einmalzahlung anteilig redu-
ziert: je nach Ausmaß der Kurz-
arbeit ab dem 13. Kurzarbeitmonat
um maximal 25 Prozent, nach 18
Monatenummaximal50Prozent–

nach 24 Monaten sind weitere
Kürzungen möglich. Die Auf-
stockung des Kurzarbeitergel-
des bleibt.
Zweitens: Die neue tarifli-

che Kurzarbeit, als Anschluss
an die gesetzliche Kurzarbeit,
etwa wenn deren maximale
Dauer von 24 Monaten er-
reicht ist. In Baden-Württem-
bergkanndieArbeitszeitdamit
bis auf 28 Stunden verkürzt
werden. Im Gegenzug erhal-
ten die Beschäftigten einen
Teilentgeltausgleich, in Ba-
den-Württemberg 15,33 Pro-
zent je Ausfallstunde.

NachmindestensdreiMo-
naten kann der Betrieb wieder
in die gesetzliche Kurzarbeit
gehen – und so durch Verket-
tung der Modelle sehr lange
Krisenzeiten meistern.
Drittens: Die Arbeitszeit-

verkürzung nach dem alten
Beschäftigungssicherungstarif-
vertrag, allerdings ohne Ent-
geltausgleich. In Baden-Würt-
temberg gilt jedoch nach dem
neuen Abschluss: Unter 31,5
Wochenstunden muss gesetz-
liche oder tarifliche Kurzarbeit
angewandt werden.

Zukunft durch Bildung. In
vielen Tarifgebieten gibt es
neue Weiterbildungschancen:
Beschäftigte können längere
Auszeiten nehmen um sich
weiterzubilden, mit Rückkehr-
recht. In Baden-Württemberg
bis zu fünf Jahre, auch in Teil-
zeit – und auch für frisch Aus-
gebildete. Andere Tarifgebiete
ermöglichen die Übernahme
in Kurzarbeit, Teilzeit oder
nachWehr- und Zivildienst.

Politik gefordert. Die Tarif-
abschlüsse sichern Arbeit und
geben den Betrieben Luft für
Weiterentwicklung. Nun muss
die Politik mitziehen, fordert
die IGMetall: dieErleichterun-
gen der Kurzarbeit verlängern
–Arbeitslosigkeit wäre 50 Pro-
zent teurer – und wie andere
Staaten durch eine gezielte
Industriepolitik Innovationen
fördernunddamit dieZukunft
der Arbeitsplätze sichern.

TARIFERGEBNIS Neben dem Pilot-Tarifabschluss in Nordrhein-Westfalen hat die IG Metall
auch in Baden-Württemberg den Durchbruch erzielt: Neue Modelle zu
Kurzarbeit und Arbeitszeitverkürzung machen die Jobs und auch das
Geld in der Metallindustrie deutlich sicherer. Nun ist die Politik am Zug.

Jobs und Geld sicher

Grundsätzlich gleichwertig, mit Unterschieden im Detail:

Die neuen Tarife in den einzelnen Tarifgebieten der Metall- und

Elektroindustrie zum Nachlesen im Internet:

www.igmetall.de RTarife

HINTERGRUND

Dein neuer Tarif

Das Motto zum 1. Mai
Frühling bedeutet auch
1. Mai: Unter demMotto
»Wir gehen vor! Gute Arbeit,
gerechte Löhne und starker
Sozialstaat«, ruft der DGB zu
den Maikundgebungen auf.
Berthold Huber spricht in
Frankfurt am Main, Detlev
Wetzel in Ingolstadt.

www.dgb.de

Betriebsrat fit gemacht
»Wir boxen Eure Rechte
durch«, war das Motto einer
Aktion zur Betriebsratswahl
der IG Metall-Betriebsräte
des Autozulieferers Delphi in
Langenlonsheim bei Bad
Kreuznach. Sie machten zwei
Stunden Kampfsport-Fitness
in der Muckibude. »Fitte
Betriebsräte für harte Zeiten«,
erklärt Betriebsratschef
Reinhold Schug (Foto).
Fotos, Video und Stimmen:

www.igmetall.de/Delphi

IG Metall-Struktur
Wie sieht eine moderne
Gewerkschaft im 21. Jahr-
hundert aus? Wie muss sie
sich organisieren, um erfolg-
reich zu bleiben? Im Online-
Mitgliederbereich gibt es
dazu eine offene Diskussions-
plattform, die zum »Projekt
IG Metall 2009« gehört. Das
Projekt hatte die IG Metall
auf dem Gewerkschaftstag
2007 auf den Weg gebracht.

www.igmetall.de/2009
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IN KÜRZE

Delphi-Betriebsrat boxt die Krise.

Betriebsratsgründer erzielen
Erfolg gegen ihren rüden Chef

RECHT VOR ORT

Den 23. Oktober vergangenen
Jahres werden Markus Auer
und seine beidenKollegen nicht
so schnell vergessen. Morgens
um 8 Uhr informierten sie den
Geschäftsführer ihrer Firma
Kobold Messring in Hofheim
am Taunus darüber, einen Be-
triebsrat gründen zuwollen. Sie
wurden dabei von der IG Me-
tall-Verwaltungsstelle Frank-
furt beraten und unterstützt.
Mit einem Aushang im Betrieb
luden sie dann zur Wahl eines
Wahlvorstandes ein.

Schon amNachmittag des-
selben Tages bekam Auer die
betriebsbedingte Kündigung.
Auf Anweisung des Firmen-
chefs Klaus Kobold, welcher
überwiegend im Ausland lebt,
musste Auer sofort seinen
Schreibtisch räumen und wur-
de aus dem Gebäude geführt.
Seine Kollegen bekamen ihre
Kündigung am nächsten Tag
per Einschreiben.

Dabei hatten Auer und
seine Mitstreiter lediglich ihre
Rechte als Arbeitnehmer wahr-
genommen. Ab fünf Mitarbei-
tern können Beschäftigte einen
Betriebsrat gründen, egal, ob es
der Firmenleitung passt oder

nicht. Nach ihrer Kündigung
kehrten Auer und seine Kolle-
gen per einstweiligerVerfügung
an ihre Arbeitsplätze zurück.
Die Firmenleitung setzte sie in
ein leerstehendes Büro, nahm
ihnen Computer und Telefone
weg und versuchte siemürbe zu
machen.

»Es wurde alles unternom-
men, um uns zu demotivieren,
aber wir haben nicht aufgege-
ben«, sagt Auer. Die Betriebs-
ratsgründung ist nicht aufzu-
halten. Im Mai wählen die 125
Beschäftigten einenBetriebsrat.
Auer und seine Kollegen treten
als IG Metall-Liste an.

Vom Saulus zum Paulus. Mit-
te März wurde über die Kündi-
gungen vor dem Arbeitsgericht
Frankfurt am Main verhandelt.
Das Gericht wies dabei den
Firmenchef in die Schranken.
Es wischte alle Kündigungen
gegen die Betriebsratsinitiato-
ren als rechtsunwirksam vom
Tisch. Inzwischen ist Klaus Ko-
bold vom Saulus zum Paulus
geworden. Er habe schon im-
mer einen Betriebsrat haben
wollen, ließ er verlauten.
Martina.Helmerich@igmetall.de

Die Betriebsratswahlen 2010
sind im vollem Gange. In den
Branchen der IG Metall gibt es
über 72000Betriebsratsmitglie-
der.Wie viele Sitze erreichen die
IGMetall-Kandidaten? Die ers-
ten Erfolgsmeldungen gibt es
unterwww. igmetall.de im Info-
Ticker zur Betriebsratswahl.
Viele der »alten Hasen« schei-
den in diesem Jahr altersbedingt
aus, sodass etwa 30 Prozent der

Betriebsratsmitglieder neu in
ihrem Amt sein werden. Die
IG Metall-Betriebsräte werden
sich auch in dieser Wahl-
periode wieder für die Beschäf-
tigten starkmachen. Siewachen
über Gesetze und Vorschriften
und setzen Betriebsvereinba-
rungen durch. Beispiele für
wichtige Arbeitnehmerrechte
sind auf den Seiten 18 bis 21 zu
finden.

Betriebsratswahlen 2010
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vor allem die Konservativen, und
gerade auch Westerwelle, immer
unterstützt haben. Wenn sie das
jetzt beklagen, ist das heuchle-
risch. 6,5 Millionen Beschäftigte
arbeiten im Niedriglohnsektor,
von der Politik aktiv gefördert.
Schuld daran sind nicht allein die
Hartz-Gesetze, sondern auch
Outsourcing und Privatisierun-
gen von öffentlichen Dienstleis-
tungen. In den privatisierten
Dienstleistungen gelten keine all-
gemeinverbindlichen Tarifverträ-
ge.Darum ist es fürUnternehmen
attraktiv, tarifgebundene Bereiche
in tariflose Firmen auszulagern.

Was ist mit der Leiharbeit?

Bosch:Auchsie spielt eineenorme
Rolle. Etwa 520 Millionen Euro
geben die Arbeitsagenturen jedes
Jahr allein für ergänzendes Hartz
IV für Leiharbeitnehmer aus. Je-
der Anhänger des freien Wettbe-
werbs müsste empört darüber
sein, dass solche Branchen sub-
ventioniert werden. Wenn der,
der am schlechtesten bezahlt,
auch noch Geld vom Staat dafür
erhält, verzerrt das den Wettbe-
werb enorm.

Wie wirkt sich das auf das ge-

samte Lohnniveau aus?

Bosch: In vielen Märkten wird
der Wettbewerb nicht mehr
durch den Versuch beherrscht,
die besten Produkte oderDienst-
leistungen zu bieten, sondern
durch den Wettbewerb um die
niedrigsten Kosten. Es gibt viele
Beispiele, wo gut bezahlte Tätig-
keiten konkurrieren mit nicht
tariflichen inKleinbetriebenohne
Betriebsrat. Die Telekom zum

Beispiel drückte in ihren Call-
centern eineLohnsenkungdurch,
indem sie damit drohte, andern-
falls den Bereich auszulagern.

Alle Jahre wieder erleben wir

Missbrauchs-Kampagnen. Was

soll das?

Bosch:Das ist Stimmungsmache.
Es soll der Eindruck erweckt
werden, nicht die Arbeitslosig-
keit sei das Problem, sondern die
Arbeitslosen. Und es geht umdie
Diskreditierung des Sozialstaats
– um Eingriffe vorzubereiten.
Westerwelle will bei der FDP-
Klientel der gutverdienenden
Selbstständigen punkten, denen
er versprach, die Steuern zu sen-
ken, was er aber wohl kaum er-
füllen kann.

Was tun?

Bosch: Politiker wie Westerwelle
wollen den Lohnabstand nicht
durch höhere Löhne wieder ver-
größern, sondern dadurch, dass
die Hartz-IV-Sätze sinken. Das
ist genau der falsche Weg. Wir
brauchen ein Bündel von Ände-
rungen.

Erstens: einen gesetzlichen
Mindestlohn von mindestens
8,50 Euro als unterste Grenze.
Zweitens: gleiche Bezahlung für
Leiharbeitnehmer. Drittens: Die
Agenturen dürfen nicht mehr in
Tätigkeiten vermitteln, die ein
Mindestniveau beim Lohn un-
terschreiten. Außerdem sollten
Minijobs auf eine Bagatellgrenze
von etwa 200 Euro beschränkt
werden. Öffentliche Aufträge
sollten nur an tariftreue Betriebe
gehen.

Sylvia.Koppelberg@igmetall.de
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Stimmt es, dass Hartz-IV-Emp-

fänger oftmehrGeld bekommen

als Menschen, die ihr Einkom-

men selbst verdienen?

Gerhard Bosch: Nein. Das kann
bei Familien mit vielen Kindern
mal vorkommen.Aber das ist die
Minderheit. Diese Überschnei-
dungen muss es aber in Einzel-
fällen auch geben. Wir können
Kinder ja nicht in absoluter Ar-
mut aufwachsen lassen.

Glauben Sie, dass Guido Wes-

terwelle mit seiner Kampagne

gegen Hartz-IV-Bezieher Ar-

beitnehmer anspricht?

Bosch: Ich glaube, dass dieMehr-
heit ambivalent reagiert. Einer-
seits ist die Angst vor einem
Abstieg in Hartz IV sehr verbrei-
tet. Viele wissen, dass auch sie
unverschuldet arbeitslos werden
können. Andererseits kennt fast
jeder irgendeinen Missbrauchs-
fall in der Nachbarschaft – auch
wenn es nur Minderheiten sind,
die den Sozialstaatmissbrauchen.

Alle reden jetzt vom Lohnab-

standsgebot, also davon, dass

die untersten Löhne höher sein

müssen als Hartz IV.

Bosch: EsentsprichtdemGerech-
tigkeitsempfinden der meisten
Menschen – auch meinem, dass
die, die arbeiten, mehr Geld be-
kommen sollten. Sinken Löhne,
verfällt auch die Arbeitsmotivati-
on. Studienbelegen, dassBeschäf-
tigte mit Niedriglöhnen weniger
produktiv sind als andere.

Kann man Hartz IV denn über-

hauptmitdemLohnvergleichen?

Bosch: Hartz IVergibt sichausder
Pflicht des Sozialstaats,Menschen
dasExistenzminimumzu sichern,
wenn sie aus eigener Kraft nicht
dazu in der Lage sind.Das tut er ja
auch bei denen, die arbeiten.
Dann nämlich, wenn sie so wenig
Lohn erhalten, dass sie ihren
Lebensunterhalt davon nicht
bestreiten können. 1,3 Millionen
Erwerbstätige bekommen Hartz
IV. Das kostet den Staat pro Jahr
9,3 Milliarden Euro.

Für einen guten Zweck?

Bosch: Weniger. Ein Großteil da-
von sind Subventionen an Unter-
nehmen. Und zwar an solche, die
zu den schlechtesten mit den
übelsten Entlohnungspraktiken
gehören. Die, die Arbeitnehmer
zu den Arbeitsagenturen schi-
cken und sagen: Holt Euch da
den Rest. Das ist der großeMiss-
brauch: Nicht der durch Hartz-
IV-Empfänger, sondern durch
schlechte Arbeitgeber. Darum
gibt es in vielen Ländern Min-
destlöhne, etwa in Großbritan-
nien,woder Finanzminister sagt:
Die Lohnsubventionen werden
zu teuer.WirmüssenUntergren-
zen setzen, sonst nutzen die Un-
ternehmen das aus.

Der Abstand zwischen Löhnen

und Hartz IV sinkt seit einigen

Jahren. Warum ist das so?

Bosch: Das ist die Folge einer po-
litisch gewollten Entwicklung, die

Milliarden
vom Staat für
Niedriglöhne
INTERVIEW Firmen zahlen so schlechte Löhne, dass

der Staat sie aufstocken muss. Das ist für
den Wissenschaftler Gerhard Bosch der
wirkliche Missbrauch bei Hartz IV.

Mindestlöhne – in zwei Branchen durchgesetzt
Gesetzliche Mindestlöhne lehnt die Regierungskoalition ab.

Tarifliche Mindestlöhne durchzusetzen ist ein schwieriges

Geschäft, das oft schmerzhafte Kompromisse erfordert.

In zwei Branchen gelang es der IG Metall, dass tarifliche Min-

destlöhne allgemeinverbindlich erklärt wurden, also für die

gesamte Branche gelten:

Großwäschereien: Seit 1. April 2010 müssen Beschäftigte im

Westen mindestens 7,65 Euro bekommen, im Osten 6,50 Euro.

Elektrohandwerk: Seit Januar müssen Firmen im Westen min-

destens 9,60 Euro zahlen, im Osten 8,20 Euro.

HINTERGRUND
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Der Wunsch-Betriebsrat
Mal wieder etwas aus der
Knüller-Kiste: Arbeitgeber
können sich einen Leitfaden
kaufen, der den Weg zum
»Wunsch-Betriebsrat« frei-
macht. Von »Weichen stellen«
ist da die Rede und von
»Spielräumen des Gesetzes«.
Und dann erfährt man auch,
wie man sich auf Vorwürfe
wegen Wahlmanipulation vor-
bereiten soll. Und ein Praxis-
Report »Wie man sich von
unbequemen Betriebsratsmit-
gliedern trennt« ist auch im
Angebot. Herausgeber ist ein
gewisser Thomas Müller, der
auch die Blattsammlung Ar-
beitGeber-Rechte Betriebsrat
vertreibt.

IG Metall hilft in Italien
Die Schließung des MAN-
Werks in Schio/Italien ist vom
Tisch. Vertreter der IG Metall
in MAN-Aufsichtsrat und
Eurobetriebsrat haben ent-
scheidend in Italien eine
Lösung ausgehandelt. MAN
verkauft Anteile amWerk,
bleibt aber als Mehrheits-
eigner in der Verantwortung.
Die rund 200 Beschäftigten
behalten ihre Arbeitsplätze.
»Wir danken unseren deut-
schen Kollegen für die große
Unterstützung«, sagt Sabina
Petrucci von der italienischen
Gewerkschaft CGIL. »Das ist
wegweisend für weitere
gemeinsame Aktionen in
zukünftigen Konflikten.«
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MAN in Schio/Italien schließt nicht.

Professor Gerhard Bosch ist
Direktor des Instituts Arbeit
und Qualifikation an der
Universität Duisburg-Essen.

70,8

20072007

58,5

19951995

Bürger mit Nettoeinkommen von …

unter 1000 Euro 1000–2000 Euro 2000–3000 Euro mehr als 3000 Euro

29,3

46,9

Gesetzliche
Krankenkassen

Private
Krankenkassen

Medikamente
und Verbände

Krankenhaus-
leistungen

Zahnbehandlung
und -ersatz

Ambulante
Arztkosten

85,1

32,0

26,6

45,2

68,2

23,0

-9,4

14,6

7551 6163

Quelle: Institut Arbeit und Qualifikation | *weniger als 67 Prozent des Durchschnittslohns

Steuern für guten Zweck sind populär
Soviel Prozent der Bundesbürger wären bereit, höhere Steuern
zu zahlen, wenn der Staat das Geld für Schulen, Kinderbetreuung
oder alte Menschen verwenden würde:

Quelle: Verband der privaten Krankenversicherungen (PKV)

Private Kassen belasten das System stärker
Um soviel Prozent sind die Ausgaben der privaten Krankenkassen
zwischen 1997 und 2007 gestiegen;
zum Vergleich: die Ausgaben der gesetzlichen Krankenkassen

DIE ARBEITSWELT IN ZAHLEN

Fast jeder Zweite startet mit Niedriglohn
Soviel Prozent der Berufs-
einsteiger unter 25 Jahren
arbeitet für Niedriglohn*:

Quelle: Forsa-Institut im Auftrag des »Stern«

Soviel Prozent der Beschäftigten
mit Niedriglohn* haben eine
Berufsausbildung:
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Bei den Industriekaufleuten haben es die Tea-
mer leichter als ihre Kollegen bei den Kfzlern:
eine kleinere Klasse, ein wohnlicher Raummit
Teppich und PCs. Jura-Student Dennis zieht
seine Themen als Prüfungsvorbereitung auf –
und hat die volle Aufmerksamkeit. Denn Ar-
beitsrecht gehört zum Lehrstoff der Industrie-
kaufleute. Betriebsrat, Rechte und Pflichten in
derAusbildung sind hier ein Begriff. Doch von
Gewerkschaft oder Tarif haben auch hier bis-
lang die wenigsten eine Ahnung. »Streik.« Das
war’s imWesentlichen.

»Die IG Metall« – das seid Ihr. »Was glaubt
Ihr, wieviel Ausbildungsvergütung Ihr lautGe-
setz bekommenmüsst?«, fragt Teamerin Yase-
min in die Runde.

»600, 650 Euro im Monat?« Nein. Im Ge-
setz steht nur »angemessen«. Aber was ist »an-
gemessen«? Ratlosigkeit.Und zu Weihnachts-
und Urlaubsgeld steht gar nichts im Gesetz.
Klare Beträge gibts nur imTarifvertrag, zudem
mehr Urlaub und kürzere Arbeitszeiten.

»Aber wo ist der Haken?«, fragt ein Azubi
kritisch nach. »Was bringt mir die IG Metall,
wenn im Betrieb gar kein Tarifvertrag gilt?«

Rechtsschutz,Beratung,Bildung–»undmit
genügendMitgliedern könnt Ihr einenTarifver-

trag durchsetzen. Ihr, nicht ›die IGMetall‹. Alle
können mitreden«, erklärt Dennis und macht
weiter mit der Aufstellung der Tarifforderung,
Verhandlung,Warnstreik, Urabstimmungund
Streik. »Wenn der Arbeitgeber sieht, dass er da
Geld verlieren kann, lenkt er eher ein.«

»Kommt wieder«. Öfter kommt IG Metall-
Sekretär André Arenz auch direkt in den
Unterricht, um kompliziertere Fachfragen zu
klären – und direkt Tipps zu geben. »Dawaren
schon ein paarHämmer dabei«, erzählt André.
»Etwa eine Auszubildende, die regelmäßig das
Privatauto ihres Chefs putzen muss.«

Vielekönnenkaumglauben,dass es vorOrt
einen direkten Ansprechpartner der IG Metall
gibt, der ihnenweiterhilft, sagt André. »Die sind
oft schon glücklich, wenn ich ihnen direkt im
Foyer ihrenAusbildungsrahmenplanausdrucke.
Gerade indenkleinenHandwerksbetriebenwis-
sen die oft gar nichts über ihre Rechte.«

Die Bilanz am Ende der Woche: 43 Unter-
richtseinheiten, deutlich mehr als geplant. Die
Azubis wissenmehr. Die Lehrer sind zufrieden.
Der Schulleiter sagt: »Kommtwieder«.Unddie
IGMetall hat 45neueMitglieder. Sogardie Frau
des Hausmeisters ist eingetreten.

Dirk.Erb@igmetall.de

Vor Ort
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Putzen
für den Chef ist
nicht okay

Das Berufskolleg in Lennestadt im Sauerland
liegt oberhalb einesWohngebiets auf demBerg,
mit freiem Blick auf die Waldhänge gegenüber.
Erste Pause um 9Uhr 15. Vor der Schule drän-
gen sichwie immer die Raucher auf der kleinen
Zufahrtsstraße, die mit den Autos der Schüler
vollgeparkt ist. Drinnen im Foyer sieht es an-
ders aus als sonst: Die ganzeWoche über ist die
IG Metall da, mit Infoständen, Material und
Ansprechpartnern.Undsechs jungeehrenamtliche
»Teamer« der IG Metall gehen in die Klassen
und informieren über Rechte und Pflichten in
der Ausbildung – und über die IGMetall.

»Waswisst Ihr überhaupt über die IGMe-
tall?«, will Teamerin Anke Zaar von den Schü-
lern einerKfz-Handwerksklassewissen, knapp
fünfundzwanzig junge Männer, eine Frau.

»Nichts Gutes.« »Die streiken immer.«
»So einClubhalt.«Gelächter. Einige spielenmit
ihren Handys, einer pennt mit dem Kopf auf
dem Tisch. Die Lacher verstummen, als es um
die Bedingungen und Rechte in der Ausbil-
dung geht. »Ich muss immer samstags die Au-
toswaschen.Das ist dochnicht okay«, bemerkt
einer. Viele kloppen endlos Überstunden.
Auch nicht okay in der Ausbildung. Genauso
wenig wie »Arbeitskleidung vom Lohn abzie-
hen«. Einige haben nicht einmal einen schrift-

Betrieb nach der Berufsschule: inMaßen okay.
TeamerinAnkeZaar schüttelt sich. »Dashab ich
immer ammeisten gehasst.«Wie fast alle Tea-
mer hat sie selbstmal eineAusbildung gemacht
und war schon in der IG Metall-Jugend aktiv
bevor sie mit dem Politik-Studium anfing.

Überraschend kommt dann doch noch
eineweitereUnterrichtseinheit auf die Teamer
zu. Sieben sind es damit heute. Ein Berufs-
schüler hat das spontan für seine Industrie-
kaufleute-Klasse organisiert. »Ich bin selbst
IG Metall-Mitglied und finde das einfach
wichtig«, erklärt er. Die Teamer Dennis
Tschorn und Yasemin Kis übernehmen.

lichen Ausbildungsvertrag. Und alle sind er-
staunt: »Was – so viel Geld gibt es im Metall-
Tarif?Warumbeiunsnicht? Ist dochunfair.« So
ist das eben: Keine Mitglieder – kein Druck –
keinTarif. Und einenBetriebsrat?Hat kaumei-
ner. »Daswill derChefnicht.MachtnurÄrger.«

Am Ende der zwei Unterrichtsstunden
kommt der Berufsschullehrer rein: »Und jetzt
geht Ihr draußen an den Stand und tragt Euch
da ein, für Eure Zukunft.« Die beiden jungen
IG Metall-Teamer sind baff.

Lollis und Kulis. Draußen am Infostand gibt
esKaffee, Lollis undKulis –und IGMetall-Auf-
nahmescheine. Fünf Kfz-Azubis unterschrei-
ben direkt. »Ich brauch das«, sagt einer. »Unser
Chef hält sich an keine Verträge, zahlt kein
Fahrgeld.«Andere überlegen nochmal. André
Arenz von der IG Metall Olpe beantwortet
geduldig Fragen. Er ist hoch zufrieden. Berufs-
schule und Lehrer hier sind sehr offen.

»Das ist nicht immer so«, erzählt Teamer
Christoph Kurre, der oft bei den Berufsschul-
touren der IGMetall dabei ist. »Da gibt es auch
Lehrer,diequerschießenunduns testenwollen.«

GegenMittag strömendie erstendurchdas
Foyer zum Tor raus. »Nein. Kein Feierabend –
wir müssen noch arbeiten.« Noch mal in den

BERUFS-
SCHUL-
TOUR

Eine Woche war die IG Metall im Rahmen
ihrer Berufsschultour an der Berufsschule
in Lennestadt im Sauerland. Um aufzuklä-
ren, zu beraten und um Azubis für die IG
Metall zu begeistern.
Text: Dirk Erb; Fotos: Jürgen Seidel

An den Infoständen im Foyer der Berufs-

schule gibt es Material und Beratung

durch die IG Metall: zu Inhalten,

Bedingungen und Rechten in der

Ausbildung – und zur IG Metall, ihren

Tarifen und Leistungen. Ehrenamtliche

Teamer der IG Metall-Jugend (Bild unten:

Christoph Kurre und Anke Zaar) gehen

in die Klassen und unterrichten.

Die IG Metall-Berufsschultour
Die IG Metall geht gezielt an Berufsschu-

len, um dort Azubis aufzuklären, die in

den Betrieben keinen Kontakt zur Ge-

werkschaft und keinen Betriebsrat haben.

Informationen, Tipps, Nachrichten und

Community rund um die Ausbildung im

Jugendportal der IG Metall:

www.igmetall-jugend.de

HINTERGRUND
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Carsten Schuld ist Jurist beim
DGB-Rechtsschutz.

Foto: Olaf Hermann

sind unter anderemauchnoch fol-
gende Fragen zu beantworten:
befristetes Arbeitsverhältnis,
Kündigungsdatum,
schriftliche oder mündliche
Kündigung,
betriebsbedingte Kündigung,
Kündigungsschutzklage
anhängig,
Kündigung per Post.

Und ob sich ein Arbeitnehmer
vertragswidrig verhalten hat,
»darf« der Arbeitgeber über ein
Freitextfeld schildern. Ebenso
muss ermitteilen, ob er imVorfeld
derKündigung seinenMitarbeiter
abgemahnt hat oder nicht. Und
auch das Entgelt und sonstige
Geldleistungen, die ein Arbeit-
nehmer erhalten oder zu bean-
spruchen hat, sind mitzuteilen.
Hier sind beispielsweise Abfin-
dungszahlungen gemeint.

Keine Einsicht möglich. Gegen
die Erhebung, Speicherung, Über-
mittlung und Nutzung seiner Da-
ten ist der Arbeitnehmer zurzeit
machtlos: Auf den Inhalt der Mel-
dung des Arbeitgebers an die ZSS
kann der Arbeitnehmer keinen
Einfluss nehmen. Ein Wider-
spruchsrecht ist nicht vorgesehen,
auch hat er keinen Anspruch auf
Löschung der Daten. Wer erfah-
ren will, was nach dem MVDS-

Katalog gemeldet und gespeichert
wurde, hat schlechte Karten.

Näheres dazu ist auf der Inter-
netseite unter www.das-elena-
verfahren.de nachzulesen: »Im
Elena-Verfahren besteht ab 2010
für den Teilnehmer ein Anspruch
auf Auskunft über die zu seiner
Person bespeicherten Daten. Eine
Auskunft ist vor 2012 aber nicht
realisierbar, da der Abruf durch die
abrufendeStellenerst ab2012mög-
lich ist. (...) Von daher wird es im
Übergangszeitraum bis 1. Januar
2012 keine Auskunftsmöglichkeit
an die Teilnehmer geben.«

Gewerkschaften kritisch. Da-
tenschützer und Gewerkschafter
sind zu Recht empört über diese
neue Datensammelwut. Denn es
ist ein Unterschied, ob Informa-
tionen in einem individuellen
Verfahren erhoben oder für rund
40 Millionen Arbeitnehmer ge-
speichert werden. Und zwar in
einer zentralen Datenbank und
auf Vorrat. Dabei spielt es keine
Rolle, ob die Daten jemals ge-
braucht werden, bevor sie ir-
gendwann gelöscht werden (nach
zwei bis fünf Jahren). Letztlich
wird wohl das Bundesverfas-
sungsgericht klären müssen, ob
diese Art der Vorratsspeicherung
zulässig ist.

Brisante Daten auf Vorrat
RECHT SO Mit dem Elektronischen Entgeltnachweis (Elena), melden Arbeitgeber bereits seit Januar

Daten aus der Entgeltabrechnung von rund 40 Millionen Beschäftigten an die Zentrale
Speicherstelle. Welche Angaben ab Juli noch hinzu kommen, erläutert Carsten Schuld.

Mit Elena will der Gesetzgeber die
Papierbescheinigungen für Ar-
beitslosen-, Eltern- undWohngeld
durchelektronischeMeldungener-
setzen. Das Verfahren soll ermög-
lichen, dass sich Beschäftigte ab
2012 nicht mehr an ihren Arbeit-
geber wenden müssen, wenn sie
einenGehaltsnachweis benötigen.
Stattdessen rufen die Sozialbehör-
den die Daten elektronisch direkt
bei der Zentralen Speicherstelle
(ZSS) in Würzburg ab.

Der MVDS-Katalog. Der Arbeit-
geber meldet deshalb monatlich
über einen standardisierten Da-
tenkatalog sämtliche Entgeltdaten
eines Beschäftigten an die ZSS.
Welche Daten zu übermitteln
sind, schreibt der sogenannte
MultifunktionaleVerdienstdaten-
satz vor, kurz MVDS. Nach die-
sem haben Arbeitgeber sämtliche
Informationen der Entgeltabrech-
nung eines Beschäftigten zu über-
mitteln. Sie wurden bislang nur
benötigt, wennmanArbeitslosen-
geld beantragte. Künftig passiert
dies fortlaufend und ohne kon-
kreten Anlass.

Ab Juli müssen Arbeitgeber
weitere Infos übermitteln. Bei
Kündigung eines Beschäftigten ist
dann nicht mehr nur das Aus-
trittsdatum zu melden. Vielmehr

Befürworter des Elena-Verfahrens sehen darin eine Maßnahme

zum Abbau bürokratischer Prozesse. Der Einwand der Kritiker,

zu denen auch die IG Metall gehört: Von der beabsichtigten

Kostenersparnis kann keine Rede sein. Denn die erhobenen

Daten werden nie benötigt, da die meisten Bürger – aus wel-

chen Gründen auch immer – keine Leistungen beantragen. Ein

erster Erfolg der Kritik von Gewerkschaften und Bürgern an

HINTERGRUND

Elena: Die Abfragen rund um das Thema Streik wurden aus dem

Fragenkatalog genommen. Nachdem das Bundesverfassungsgericht in

seinem Urteil zur Vorratsdatenspeicherung die massenhafte Speicherung

von Internet- und Telefondaten auf Vorrat für verfassungswidrig erklärt

hat, plant die Bürgerrechtsbewegung FoeBuD unter Berufung auf diese

Entscheidung eine Verfassungsbeschwerde gegen Elena einzureichen.

www.igmetall.de/elena

Hautleiden gehören zu den
häufigsten Erkrankungen in
Metallbetrieben. Besonders
betroffen sind Zerspaner. Oft
werden die beanspruchten
Hände vernachlässigt, weil
Eincremen als »weibisch« gilt.
Dabei gibt es bewährte Pro-
dukte, die auch die Berufsge-
nossenschaft empfiehlt, wie
zumBeispiel Stokolan, Lindesa
oder Herwesan. Sie schützen
die Hände beim Arbeiten mit
Kühlschmierstoffen, die für
ein Drittel aller berufsbeding-
ten Hauterkrankungen verant-
wortlich sind.

Richtig anwenden. Bemerk-
bar macht sich mangelnde
Pflege vor allem bei älteren Be-
schäftigten. ImExtremfall kön-
nen sie wegen Ekzemen ihren
Beruf nichtmehr ausüben. Ent-
scheidend ist aber nicht nur,
dass man eincremt, sondern
auch wie: Wichtig ist etwa, die
Fingerzwischenräume nicht zu
vergessen. Mehr zum Thema
in der Berufsgenossenschaft-
lichen Information»Hautschutz
inMetallbetrieben«.Versicherte
können sie bei ihren Metall-
berufsgenossenschaften kos-
tenlos bestellen. Oder einfach
in eine Internet-Suchmaschine
»bgi658« eingeben.

PRÜFSTAND

Gute Pflegeprodukte gibt es
viele. Auf die regelmäßige
Anwendung kommt es an.

Foto:A. Seifert /
Fotolia.com

Da freut sich
die Haut

Vitalurlaub
an der Ostsee

Ostsee/Usedom

Usedom, die sonnenreichste Region Deutschlands, erwartet Sie mit herr-

lichem Sandstrand, jodhaltiger Seeluft und erfrischendem Reizklima.

Verbringen Sie Ihre Urlaubstage in einer traumhaften Umgebung und

tanken Sie neue Energie.

Ihr Komfort Sport- und Ferienhotel Baltic

Das beliebte Hotel liegt direkt am feinen, weißen Sandstrand von Zinnowitz und
bietet Restaurant, Pub mit Wintergarten, Tanzbar, Brassérie mit Bistro, Caféter-
rasse, Fitnesscenter mit Sauna, Boutiquen, Frisör, eine Galerie für Moderne Kunst
sowie einen Strandkorb- und Fahrradverleih.

Die gemütlichen Zimmer verfügen über Dusche/WC, TV, Telefon und Minibar. Zur
Seeseite liegende Zimmer (geringer Aufpreis, teilweise mit Meerblick) verleihen
auch Ihrem Urlaub das besondere Flair.

Die Verpflegung besteht aus einem reichhaltigen Frühstücksbuffet sowie einem
abwechslungsreichen und gesunden Abendbuffet.

Im Ayurveda Vitalcenter und in der „Baltic Beauty World“ erwarten Sie hochwer-
tige Anwendungen. Fitnessbegeisterte Gäste können sich im großen Fitnesscen-
ter austoben. Gleich neben Ihrem Hotel und durch einen Bademantelgang
verbunden, liegt die ca. 1.400 qm große Bernsteintherme mit über 450 qm Ther-
menlandschaft mit Innen- und Außenbecken, Meerwasserbädern, Sprudelbänken,
Strömungskanal u.v.m. Der Saunabereich umfasst Aquaviva, Finnische Sauna, Farb-
lichtsauna, SANARIUM® und Strandsauna.

(Hotel- und Freizeiteinrichtungen teilweise gegen Gebühr.)

Ihr Komfort Sport- und Ferienhotel Baltic

Inklusivleistungen pro Person

• Übernachtungen im Komfort Sport- und Ferienhotel
Baltic im Doppelzimmer

• Täglich reichhaltiges Frühstücksbuffet
• Täglich abwechslungsreiches Abendbuffet
• 1 x täglich Eintritt in die Bernsteintherme (inkl. Meer-
wasser-, Thermalbäder und Saunabereich)

• Nutzung des großen Fitnessraumes
• DGB-Reisen-Gästebetreuung im Hotel
• Reisepreis-Sicherungsschein

Wunschleistungen pro Person

• Einzelzimmerzuschlag 15,– €/Tag
• Zuschlag Seeseite 5,– €/Tag (teilweise Meerblick)
• Bahnreise zum Bahnhof Züssow und zurück ab 79,– €

(Transfer vom Bahnhof in Eigenregie)

Unser beliebtestes Hotel
an der Ostseeküste

5-tägige Reise

abE199,–p. P.

• Inklusive Halbpension
• Inklusive täglichem Eintritt in die

Bernsteintherme
• DGB-Reisen-Gästebetreuung im Hotel

Usedom

Termine und Preise pro Person im DZ in €

im Komfort Sport- und Ferienhotel Baltic
Anreisezeit- 5 Tage/4 Nächte 1 Woche
räume (So. – Do.) (So. – So.

4 Tage/3 Nächte oder
(Do. – So.) Do. – Do.)

A 01.12. – 23.12.10 199,– 399,–
31.03. – 30.04.10,

B 12.05. – 27.06.10, 249,– 479,–
20.09. – 30.11.10

C 01.05. – 11.05.10 289,– 549,–
D 28.06. – 19.09.10 329,– 599,–

Kennziffer: 55571 Buchungscode: D17A08F
Verlängerung: Der erste Tag der Verlängerung bestimmt wie ein neuer An-
reisetag den Preis. Zusätzliche Kosten (vor Ort zahlbar): Kurtaxe von ca.
2,– € pro Person/Tag. Parkplatz ca. 5,– €/Tag. Hunde ca. 10,– €/Tag, ohne
Futter, nicht ins Restaurant.Kinderermäßigung: Kinder bis Ende 2 Jahre frei
und von 3 bis Ende 12 Jahre 50 % Ermäßigung. Bei Unterbringung im Dop-
pelzimmer mit zwei Vollzahlern. Maximale Kinderanzahl/Zimmer: 1. (Bei er-
mäßigt reisenden Kindern, keineWellnessleistungen inklusive.)

Reisetelefon: 01805 – 990 002
(Festnetzpreis 0,14 €/Min., höchstens 0,42 €/Min. aus Mobilfunknetzen), Täglich von 8.00 – 22.00 Uhr

Reiseveranstalter: DGB-Reisen GmbH · 44137 Dortmund · www.dgb-reisen.de

Änderungen vorbehalten, maßgeblich ist die
Reisebestätigung, die Sie nach Buchung erhal-
ten. Daraufhin wird eine Anzahlung von 20 %
(mind. 25,– €) auf den Reisepreis fällig. Rest-
zahlung 30Tage vor Reiseantritt, anschließend
erhalten Sie Ihre Reiseunterlagen.

Zimmerbeispiel
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len im Gesundheitswesen oder
Steuersenkungen fürReichewären
danach kaum noch möglich.

Selbst der freidemokratische
Daueroptimist Andreas Pinkwart
spürt das. »Ja, wir haben Gegen-
wind aus Berlin«, gibt er zu. Er

hatte versucht, sich gegen Berlin
zu profilieren und die umstrittene
Steuersenkung für Hotels zurück-
zuholen, ist aber gescheitert.
Selbst die Eskapaden des eigenen
Vorsitzenden Guido Westerwelle
werden nicht offen aufgespießt.

Allenfalls hinter vorgehaltener
Hand gibt man zu, dass die Fest-
ansprache bei einer Hoteleröff-
nung deplaziert war, weil sein
Lebensgefährte das Event organi-
siert hatte. Neben den eigenen
Problemen schautman voller Sor-

gen auf die Union. Bis zur Bun-
destagswahl hatte man die Hoff-
nung, dass die Liberalen der
schwächelnden CDU die fehlen-
den Prozente für eine erneute
Mehrheit liefern könnten.

Seit Jürgen Rüttgers gegen
den Vorwurf der Käuflichkeit
kämpft, muss die CDU damit
rechnen, auf Normalmaß ge-
stutzt zu werden. Inzwischen ist
sogar denkbar, dass die SPDwie-

der stärkste Partei an Rhein und
Ruhr wird.

Rüttgers leidet unter seiner
Stärke: Er hat sich überwiegend
inszeniert und Inhalte durch
Showeffekte ersetzt. Sein Image
als überparteilicher Landesvater
und Arbeiterführer passt nicht
zum Abbau der Mitbestimmung
im öffentlichen Dienst und den
Kürzungen im Sozialbereich. Er
versuchte der Öffentlichkeit zu
vermitteln, dass er den Wahl-
kampf erst nach der Osterpause
eröffnet. Gleichzeitig fiel den
Bürgern allerdings auf, dass er in
allen Landesteilen von der CDU
ausgerichtete Neujahrsfeiern
zelebrierte und auf dem CDU-
Zukunftskongress auftrat.

Aus allen Rohren. Die Opposi-
tion befeuerte die Debatten über
Käuflichkeit der Politik aus allen
Rohren. Damit schaffte sie es
bisher, die eigene Schwäche zu
überdecken. »Regierungen wer-
den abgewählt, selten werden
Oppositionsparteien gewählt«,
analysiert Korte. Die SPD arbei-
tet sich noch immer am schwie-
rigen Hartz-IV-Erbe ab. Vor
allem die SPD-Spitzenkandida-
tin Hannelore Kraft versucht
dabei einen Spagat, der sie gele-
gentlich zerreißt. Sie will Ände-

ihrer Seite, als man es nach den
rot-grünen Streitjahren zwi-
schen 1995 und 2005 erwarten
könnte. »Wir verstehen uns auch
persönlich«, bestätigt die grüne
Spitzenkandidatin Sylvia Löhr-
mann, die allerdings auch ein
schwarz-grünes Bündnis nicht
völlig ausschließt. Da die Grü-
nen im Moment weit vor der
FDP liegen, kann es mindestens
zu Verhandlungen mit der CDU
kommen. Die werden allerdings
nicht einfach. Grüne und CDU
passen in NRWbei weitem nicht
so zusammen, wie es die jünge-
ren Mitglieder der Pizza-Con-
nection, ein informellerVerbund
aus Politikern von Grünen und
CDU, Glauben machen wollen.

Die Linken stehen bei allen
Farbenspielen im Abseits. Mit
ihrer Forderung, Schlüsselindus-
trien zu verstaatlichen, setzen sie
einen bewusstenKontrapunkt zu
anderen Programmen. Sie müs-
sen allerdings jede Regierungs-
arbeit durch die Basis absegnen
lassen. Dabei reicht nicht einmal
ein Parteitag, die Delegierten ha-
ben sich auf eineMitgliederbefra-
gung verständigt. Die Antwort
der SPD ist eindeutig: »Die Linke
istMoment nicht regierungsfähig
und -willig.«

j.zurheide@mediennetz.de

rungen, ohne sich vollständig zu
distanzieren. Parteichef Sigmar
Gabriel will die taumelnde SPD
über die NRW-Wahl wieder sta-
bilisieren; unter anderem hat er
deshalb die bundesweiteKampa-
gne gegen die Kopfpauschale
kürzlich beimLandesparteitag in
Dortmund gestartet.

Die Sozialdemokraten set-
zen auf Rot-Grün. Hannelore
Kraft hat die Grünen näher an

In Nordrhein-Westfalen könnten nach der Wahl im Mai viele Farbenspiele möglich sein.

Karl Rudolf Korte gibt in diesen
Tagen viele Interviews. Mal muss
derPolitikwissenschaftler derUni-
versität Duisburg-Essen erklären,
wie sich die Mehrheitsfindung in
Nordrhein-Westfalen verändert,
wenn die Linke den Sprung über
die Fünf-Prozent-Hürde schaffen
sollte. Dann wieder will jemand
wissen, ob die aktuellen Affären
Jürgen Rüttgers und Guido Wes-
terwelle bis zum Wahltag am
9. Mai so stark belasten, dass
Schwarz-Gelb die Mehrheit ver-
lieren könnte. »Wähler sindOrien-
tierungsnomaden, die Bindungen
an die Parteien sind schwach aus-
geprägt«, lautet dann eine dieser
Antworten, die viel Spielraum für
Interpretation lassen.

Alles in Bewegung. Die politi-
sche Landschaft an Rhein und
Ruhr ist so stark in Bewegung ge-
raten, dass viele Konstellationen
denkbar sind. Im Berliner Kanz-
leramt befürchtet man, dass es für
Liberale und Christdemokraten
nicht reichen wird und dann die
Mehrheit im Bundesrat weg ist.
Vor allemdie FDPwäre auf diesem
Wege ausgebremst, Kopfpauscha-

DER ANDERE
BLICK

In Zeiten von »CDU-Mietpolitikern« und spendablen Hoteliers
stehen die Zeichen für Schwarz-Gelb in NRW schlecht. Verliert
Rüttgers die Wahl, hat die Bundesregierung ein Problem:
Sie verliert die Mehrheit im Bundesrat.

Jürgen Zurheide, 55, berichtet seit 25 Jahren über
die Landespolitik in Nordrhein-Westfalen als Kor-

respondent unter anderem für den Berliner Tages-

spiegel und die Stuttgarter Zeitung. Der gebürtige

Essener studierte Volkswirtschaftslehre in Bochum

und Göttingen und volontierte bei der Hanno-

verschen Allgemeinen.

Zum Autor
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Farben
offen
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Quelle: Landeswahlleiterin NRW (links), Infratest dimap (rechts) © mz-Grafik

SPD CDU FDP GRÜNE ANDERE SPD CDU FDP GRÜNE

ERGEBNIS 2005
WENN AM NÄCHSTEN
SONNTAG LANDTAGSWAHL WÄRE ...

Schwarz-gelbe Koalition wackelt
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Rheumapreis – Jetzt bewerben
Menschen mit Rheuma langfristig im Berufs-
lebenzuhalten sowieVorgesetzteundKollegen
zu mehr Kooperation im Betrieb ermutigen –
daswill die Initiative»RheumaPreis–Aktivmit
Rheuma amArbeitsplatz«.

Auch 2010 schreiben die Initiatoren den
mit3000EurodotiertenPreis aus.Gesuchtwer-
den Beispiele, bei denen es Beschäftigten und
Arbeitgebern gemeinsam gelungen ist, die Be-
rufsfähigkeit von Rheumatikern zu erhalten.
Selbst »kleine« Ideen wie das Anbringen eines
speziellen Griffs an einem Werkzeug werden
berücksichtigt. Die Bewerbungsfrist endet am
30. Juni. Unter www.rheumapreis.de finden
Interessierte Teilnahmeinfos und Formulare.

ARBEIT UND
GESUNDHEIT

Zukunftspläne schmieden wird
für viele Menschen immer
schwieriger. Der Planungshori-
zont reicht oft nur noch bis zum
Ende des Arbeitsvertrags, und
das ist für fast jeden 10. Arbeit-
nehmer inzwischen absehbar.
Fast neun Prozent der Erwerbs-
tätigen zwischen 15 und 65 Jah-
ren hatten 2008 einen be-
fristeten Arbeitsvertrag. Das
meldete das Statistische Bun-
desamt. Damit erreichte diese
Zahl nach 1991 einen neuen
Höchststand.Damals hatten nur
sechs Prozent einen Job auf Zeit.

Zu leicht gemacht. Möglich
machten den Boom der befriste-
ten Verträge mehrere Gesetzes-
änderungen seit Mitte der
90er-Jahre. Sie erleichtern es Ar-
beitgebern,Beschäftigteüber län-
gere Zeit befristet einzustellen.

Nach dem Teilzeit- und Be-
fristungsgesetz gibt es zweiMög-
lichkeiten, Arbeitnehmer nur für
eine bestimmte Zeit einzustellen.
Es kann erstens sachliche Grün-
de dafür geben. So kann ein
Arbeitgeber einen Beschäftigten

nichtunbefristet einstellen,wenn
er eine Schwangerschaftsvertre-
tungbraucht.AuchbeiProjekten,
für die bestimmte Qualifikatio-
nen nur für einen bestimmten
Zeitraum benötigt werden, ist
eine Befristung nachvollziehbar.

Der Gesetzgeber hat zudem
die Möglichkeit der »sachgrund-
losenBefristung« geschaffen und
sie seit Mitte der 90er-Jahre
erweitert. Inzwischen können
Arbeitgeber, Beschäftigte ohne
Angabe vonGründen bis zu zwei
Jahre befristet einstellen. Dabei
dürfen sie den Vertrag innerhalb
der zwei Jahre dreimal verlän-
gern. Das Arbeitsverhältnis darf
aber nicht unterbrochen werden,
auch nicht für einen Tag.

Die IG Metall hat Locke-
rungen bei Befristungen immer
kritisiert. Damit erreiche der
Gesetzgeber nur ein Ziel: Der
Kündigungsschutz wird ausge-
schaltet. Eine Befristung, für die
es keinen Sachgrund gibt, ist aus
Sicht der IG Metall überflüssig
und nichts anderes als eine ver-
längerte Probezeit.

Fabienne.Melzer@igmetall.de

DAS STICHWORT

Befristung
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Starkes Team (von links): Holger Neumann von der IG Metall Essen und die
Rema-Tip-Top-Betriebsräte Klaus Saller, Stefan Grobbing sowie Detlev Stinnen

tend. Nicht allein wegen der ge-
planten Kürzungsorgie. Sondern
auch, weil ein Tarifvertrag zur Be-
schäftigungssicherung existiert.
Nach diesem verzichtet die Beleg-
schaft aufTariferhöhungenunddie
Firmenleitung auf betriebsbeding-
te Kündigungen. Der Vertrag soll-
te plötzlich und ohne Not
Makulatur sein.

Gegenwehr. Betriebsrat und IG
Metall reagierten sofort. Sie holten
die Beratungsfirma PCG ins Haus,
analysierten die Stärken und die
SchwächendesUnternehmens,dis-
kutierten Chancen und Risiken –
undmachtenAlternativvorschläge.
Sie reichten von verbesserterMon-
tageplanung und Akquisition über
mehr Schulungen und verbesserter

internerKommunikationbishinzu
»konsequentem After-Sales-Ser-
vice (Was war gut/nicht gut?)« und
»regelmäßigem Controlling«.

Organisation. Klaus Saller, Stell-
vertretenderBetriebsratsvorsitzen-
der, war nochnicht ganz zufrieden:
»Angriffe auf unser Einkommen
können wir nur dann erfolgreich
abwehren, wennwir gewerkschaft-
lich optimal organisiert sind.« Er
sahsichdieMitgliederliste an–und
stellte überrascht fest, dass nur 59
Prozent der BeschäftigtenMitglied
der IG Metall waren. Saller listete
die Namen aller 41 Kolleginnen
undKollegenauf, dienochnicht IG
Metall-Mitglied waren und sprach
jeden an. Im Betrieb, auf der Bau-
stelle oder zu Hause. Sein Haupt-
argument: »Ich halte für Euch
gegenüber der Konzernspitze den
Kopf hin, und zwar gern. Aber von
Euch erwarte ich 100-prozentige
Rückendeckung.« Nach ein paar
Tagenwar der erste Blockmit Bei-
trittserklärungen aufgebraucht.
Nach vier Wochen hatte Saller alle
41 Beschäftigten gewerkschaftlich
organisiert.

Übrigens: Die Geschäftsfüh-
rung hat die Verhandlungen über
ihre Kürzungsforderungen ge-
stoppt. Sie sieht dafür jetzt keine
Notwendigkeit mehr.

Norbert.Huesson@t-online.de

Die 113 Beschäftigten der Essener Firma Rema Tip Top
Dr. Nordmann sollten ein Fünftel ihres Einkommens verlie-
ren. Daraufhin steigerte der Betriebsrat Klaus Saller den
gewerkschaftlichen Organisationsgrad – auf 100 Prozent.

Mister 100
Prozent
DA GEHT WAS

Rema Tip Top Dr. Nordmann
Das Essener Dienstleistungsunternehmen für Bergbau und Stahlin-
dustrie kümmert sich um die Montage, Instandsetzung undWartung
von Förderbändern. Der Betrieb gehört seit Anfang 2008 zu 51 Pro-
zent der Rema Tip Top Holding in Poing bei München. Viele kennen
Tip Top Rema auch von den Reparatursets für Fahrradreifen.

PlötzlichhingderHaussegen inder
Firma an der Kupferdreher Straße
in Essen schief: Anfang Oktober
2009machtebeiRemaein»Katalog
der Grausamkeiten« die Runde.

Kürzungsorgie. Die Geschäfts-
führung forderte betriebsbedingte
Kündigungen, Lohn-undGehalts-
kürzungen, die Reduzierung von
Urlaubs- und Weihnachtsgeld so-
wie Arbeitszeitverkürzung ohne
Lohnausgleich. Die Beschäftigten
sollten bis zu 20 Prozent ihres Ein-
kommensverlieren.Nicht,weil der
Betrieb in den roten Zahlen steck-
te, sondern zur »Verbesserung der
Wirtschaftlichkeit«, sprich zur
Ren- ditesteigerung. Die Beleg-
schaft war aufgebracht und wü-

HINTERGRUND

Foto: Thomas Range

Mitarbeitergespräche heißen auch
Jahresgespräche oder Zielverein-
barungsgespräche.Üblich ist, dass
sie einmal im Jahr zwischen dem
Vorgesetzten unddemBeschäftig-
te stattfinden, unter vier Augen.
Ein guter Chef erklärt vorher, was
er von diesem Gespräch erwartet,
wie beide sich vorbereiten sollten
und wie der Ablauf sein wird. Tut
er das nicht, ist es legitim, das ein-
zufordern. Die Gesprächsqualität
erkennt man auch daran, dass es
keinen Top-down-Charakter hat
nach demMotto »ChefmachtAn-
sage«. Gut ist, wenn er die Strategie
der Abteilung erklärt, zusammen
mit dem Beschäftigten dessen
Aufgaben aktualisiert und neue
Ziele so vereinbart, dass man sie
auch versteht. Achtung:Wer nicht
aufpasst, hat schnell einen Sack

voller Arbeit oder Aufgaben, für
die man gar nicht gerüstet ist.
Deswegen überlegen: Bin ich die-
sen Aufgaben gewachsen? Brau-
che ich dafür Schulungen oder
Material? Wenn es überraschen-
derweise zu großen Änderungen
bei den Aufgaben kommt, ist es
okay, sich Bedenkzeit zu erbeten.

Gehalt und Fortbildungen.Mit-
arbeitergespräche sind immer
auch eine Chance. Zum Beispiel,
um eine Prämie oder ein höheres
Gehalt einzufordern, um über
Fortbildungen zu sprechen (siehe
Tipp) oder sogar um denWunsch
zu äußern, sich in eine andere
Richtung als bisher zu entwickeln.
Zudem ist der Zeitpunkt gut, um
von Problemen zu berichten, etwa
wenn man mehr Informationen
braucht. Auf sachlicheWeise kann
man auch Kritik am Chef üben
und konstruktiv schildern, was
man sich für die Zusammenarbeit
wünscht. Wer seine Bedürfnisse
nicht einbringt, verpasst die Gele-
genheit, seinen Arbeitsplatz mit-
zugestalten. Im schlechtesten Fall
für ein ganzes Jahr.

Ilka.Grobe@igmetall.de

Unter vier Augen
MITARBEITER-
GESPRÄCH

Was erwartet mich im
Mitarbeitergespräch? Gut
vorbereitet bietet so ein
Vier-Augen-Gespräch mit
dem Vorgesetzten vor
allem auch Chancen.

Selbstbewusst fordern
Frauen verhandeln schlechter

als Männer. Sie glauben etwa,

eine Fortbildung sei eine Be-

lohnung, Männer finden das

selbstverständlich. Also:

Selbstbewusst rein, mit Fort-

bildung in der Tasche raus!

TIPP
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BLICK AUF
DIE WELT

Gewerkschafter setzen Arbeitsrecht in Afghanistan durch
Arbeitnehmer in Afghanistan be-
kommen geregelte Arbeitszeiten,
Urlaub und Arbeitsschutzrechte,
nach deutschem Vorbild. Dies
hat die afghanische Gewerkschaft
NUAE durchgesetzt. Die IGMetall
unterstützt die NUAE seit ihrer
Gründung nach Ende der Taliban-
Herrschaft 2002, mit Beratung, IG
Metall-Seminaren in Afghanistan

und Spenden zum Aufbau von
Büros und Betriebsbetreuung.
Spenden an:
IG Metall-Vorstand
Kontonummer: 1040
Bankleitzahl: 50050000
Helaba Frankfurt/Main
Stichwort: »Spende afghanische
Gewerkschaft«

www.igmetall.de/Afghanistan

Gewerkschaft, Regierung
und Arbeitgeber regeln
Arbeitsschutz, Arbeitszeit
und Urlaub in Afghanistan.

Gewerkschafter in Afghanistan kom-
men voran, mithilfe der IG Metall.

Foto: eyegelb / fotolia.com
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DGB-Rechtsschutz
2009 haben die Juris-

tinnen und Juristen der

DGB Rechtsschutz GmbH

bundesweit 147082

Verfahren aufgenommen

und insgesamt 331

Millionen Euro für Ge-

werkschaftsmitglieder

erstritten. Es sind etwa

360 Rechtssekretäre im

Einsatz, die durch gute

Kontakte in die Betriebe

über die betrieblichen

Entwicklungen Bescheid

wissen. Darum können

sie die Interessen von

Mitgliedern effektiv

durchsetzen. Bei arbeits-

rechtlichen Streitigkeiten

gilt: Die erste Anlauf-

stelle ist der Betriebsrat

oder die IG Metall vor

Ort. Sie vermittelt dann

zum DGB-Rechtsschutz.

Manuela Radusch,
DGB-Rechtsschutz GmbH,
Büro Bielefeld

Tjark Menssen,
DGB-Rechtsschutz GmbH
Hauptverwaltung Frankfurt
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Wo es hilft und wie es schützt
Krach am Arbeitsplatz? Vor allem in Krisenzeiten weht ein rauher

Wind in den Betrieben. Und nicht selten kommt es vor, dass Arbeitgeber

unliebsame Mitarbeiter los werden wollen. Wer sein Recht nicht kennt,

kann schlecht verhandeln und wird leichter über den Tisch gezogen.

metallzeitung sowie Juristinnen und Juristen der DGB-Rechtsschutz GmbH

geben Antworten auf Fragen rund um das Arbeitsrecht und zeigen,

wo Beschäftigte nicht nur Pflichten, sondern auch Rechte haben.

Von Ilka Grobe, Fabienne Melzer, Antonela Pelivan

Ich möchte in der Freizeit regelmäßig als Fußballtrainer arbeiten und
würde dafür auch Geld bekommen. Muss ich meinen Arbeitgeber um
Erlaubnis fragen?

Nein. Nebentätigkeiten sind grundsätzlich erlaubt.
Dabei ist es egal, ob man dafür Geld bekommt oder
nicht. Es gibt zwei Ausnahmen:
1.)Wenn die Nebentätigkeit dem Job ähnlich ist.
Man spricht dann von einer Konkurrenztätigkeit.
Würde ein Programmierer zum Beispiel abends
Aufträge für eine konkurrierende Firma erledigen,
kann der Arbeitgeber sein Veto einlegen. Bei der Ab-
sicht, eine Fußballmannschaft zu betreuen, ist das
eher unwahrscheinlich. Es sei denn, man ist haupt-
beruflich Profi-Trainer bei einem anderen Verein.

2.)Wenn der Nebenjob den Beschäftigten derart bean-
sprucht, dass er seine Aufgaben nicht mehr erledigen
kann. Wer etwa regelmäßig übermüdet nach einer
Nachtschicht als Taxifahrer zur Arbeit kommt, kann
abgemahntwerden.AusSichtdesArbeitgebers istdann
die »vertraglich geschuldete Tätigkeit beeinträchtigt«.

Sicherheit bietet der Blick in denArbeitsvertrag: Ist dort
das Thema Nebentätigkeit nicht geregelt, besteht keine
Meldepflicht. Gut zu wissen ist außerdem, dass das eh-
renamtliche Engagement in einer Gewerkschaft genauso
wenig meldepflichtig ist wie ein Nebenjob.

Ich arbeite im Servicezen-trum eines IT-Betriebs undhabe regelmäßig Rufbereit-schaftsdienst. Mein Vorge-setzter schreibt mir jetzt vor, nicht nurtelefonisch erreichbar zu sein, sondernauch, wo ich mich während der »Warte-zeit« aufzuhalten habe. Darf er mir auchden Aufenthaltsort vorschreiben?

Nein. Bei der Rufbereitschaft darf ein Ar-beitnehmer selbst bestimmen, wo er sichaufhalten will und muss dem Vorgesetztennur den Aufenthaltsort mitteilen. Es reichtaus, per Mobiltelefon erreichbar zu sein.Schreibt der Chef den Aufenthaltsort vor,handelt es sich um Bereitschaftsdienst.Danngilt dieserDienst voll alsArbeitszeit.

Sabine Schech,
DGB-Rechtsschutz GmbH,
Büro Chemnitz

Dein Recht am
Arbeitsplatz

Habe ich einen Anspruch
auf Zeitgutschrift, wenn ich
einen Arzttermin in meine
Arbeitszeit lege?

Ist es zum Beispiel wegen den Öffnungs-
zeiten der Arztpraxis nichtmöglich, einen
Termin vor oder nach der Arbeit zu ver-
einbaren, kann der Chef den Arztbesuch
nicht verbieten. Er muss selbst dann die
Zeit weiterzahlen, wenn die Behandlung
nicht dringend ist.

Was bei Schwangerschaft gilt, erklärt
Tjark Menssen: Liegt kein akutes medi-
zinisches Problem vor, sollte ein Arbeit-
nehmer versuchen, im Anschluss an die
Arbeitszeit zum Arzt zu gehen. Das ist
aber nicht nur wegen der Sprechstunden
derÄrzte,sondernauchauspersönlichen
Gründennicht immermöglich. Beispiels-
weise aufgrund der Kinderbetreuung. In
solchen Fällen kann man den Termin in
die Arbeitszeit legen. Für Schwangere
gelten Sonderregeln: Das Mutterschutz-
gesetz schreibt vor, dass der Betrieb
Schwangere für Vorsorgeuntersuchun-
gen freistellen und vergütenmuss.

Die Gesundheit eines Beschäftigten
zu erhalten liegt auch im Interesse des
Arbeitgebers. Dennoch gilt – wie in allen
Vertragsverhältnissen – auch imArbeits-
verhältnis das Gebot der gegenseitigen
Rücksichtnahme.

Meine Chefin hat mir mei-

nen gewünschten Urlaub

mündlich zugesagt.

Jetzt ist ein Kollege krank.

Darf sie den Urlaub widerrufen?

Gibt es keinen schriftli
chen Weg, zum

Beispiel in sehr kleinen B
etrieben, so darf

die Chefin den zugesagt
en Urlaub nicht

widerrufen.Hier gilt dasm
ündlicheWort.

Gibt es aber die Regel, das
s Urlaubsanträge

vom Vorgesetzten unterzeichn
et werden

müssen, so ist es anders:
Hier gilt nur die

Schriftform als verbindlich. Die Che
fin

könnte mit der »betrieb
lichen Erforder-

nis« argumentieren und den Urlaub

(doch) nicht genehmige
n. Beispiel: Nur

zwei Beschäftigte können
eine bestimmte

Maschine bedienen. Ist
der eine krank,

darf der andere nicht in U
rlaub gehen.

Der Arbeitgeber darf den
Beschäftig-

ten aber nicht permanen
t dazu zwingen,

seinen Urlaub in kleinste
Zeiteinheiten zu

zerstückeln, nach dem Motto: »Urlaub ja,

aberweil derKollegekrank
ist bittenurzwei

Tage«. Langfristig verstieß
e dies gegen das

Bundesurlaubsgesetz. Na
ch diesem muss

ein zusammenhängender
Urlaub vonmin-

destens zwei Wochen mö
glich sein. Hier

geht es um die Erholung, die bei ein
em

Stück-für-Stück-Urlaub zu
wenig eintritt.

Kommentar von Manuela Radusch:

Grundsätzlich obliegt die Urlaubs-

gewährung dem Arbeitgeber. Er muss

dabei aber die Urlaubswünsche des

Arbeitnehmers berücksichtigen. Das

schriftliche Verfahren fü
r den Urlaubs-

antrag und dessenGene
hmigung ist am

sichersten. Dem Urlaubsanspruch kön-

nen betriebliche Belange entgegen-

stehen, wie etwa saison
bedingte oder

krankheitsbedingte Pers
onalengpässe.

Achtung: Bei einem Streit um die

Urlaubsgenehmigung hat der Arbeit-

nehmer nicht einfach so
das Recht, den

Urlaub eigenmächtig an
zutreten. Viel-

mehr muss es ein Einve
rständnis vom

Arbeitgeber geben. Ans
onsten liegt ein

Fall der Selbstbeurlaub
ung vor, die zu

einer Verletzung der Arbeitspflichten

führt. Daher ist es beso
nders wichtig,

vor Buchung einer Reise den Urlaub

geltend zumachen und i
hn genehmigen

zu lassen. Die im Betrieb übliche Form

muss man dabei einhalten. Dann
be-

steht der Urlaubsanspru
ch auch.



TitelthemaTitelthema

20

Fragen Antworten Kommentare // Das RECHT auf Deiner Seite § Fragen Antworten Kommentare // Das RECHT auf Deiner Seite §

21

Meine Freundin trägt gerne
viel Schmuck – Ketten, Rin-
ge, Armbänder und jede
Menge Piercings. Nun hat

ihr Chef verlangt, dass sie bei der Arbeit
alles ablegt. Darf er ihr das verbieten?

Grundsätzlich nein. Chefs dürfen ihren
Beschäftigten ihr Aussehen nicht vor-
schreiben. Juristen nennen das einen
unerlaubten Eingriff in das Persönlich-
keitsrecht. Das darf der Chef nur in be-
gründeten Ausnahmefällen und auch nur
mit Genehmigung des Betriebsrats. So
kann der Arbeitgeber das Tragen von
Schmuck etwa aus Sicherheitsgründen
verbieten.Wenn Ketten, Armbänder oder
Haarschmuck sich in Maschinen verfan-
gen und damit Unfälle verursachen könn-
ten. Es gibt auch Arbeitsplätze, an denen
der Arbeitgeber ein »branchenübliches«
Aussehen verlangen kann. Am Bank-
schalter muss er durchstocheneNasenflü-
gel nicht unbedingt akzeptieren.

BUCHTIPPS

Der Überblick:
Das Arbeitsrecht ist ein

Puzzle aus vielen ver-

schiedenen Gesetzen.

Daher ist es nicht so

einfach, einen Über-

blick zu bekommen.

Hilft nur ein gutes

Buch. Zum Beispiel

»Arbeitsrecht –

Ratgeber für Beruf,

Praxis und Studium«

von Wolfgang Däubler.

Es geht tief in die

Materie, ist aber gut

verständlich erklärt.

Das Buch erscheint im

Bund- Verlag und

kostet 19 Euro.

Thema Arbeitsvertrag:
Nach der Lektüre des

»IG Metall-Ratgebers

Arbeitsvertrag« ver-

steht man viele übliche

Formulierungen aus

dem eigenen Arbeits-

vertrag und ist vor

Stolperfallen gewarnt.

Die Themen sind mit

vielen Beispielen aus

der Praxis versehen.

Für Mitglieder gibt es

die Broschüre kosten-

frei unter:

www.igmetall.de/

arbeitsrecht

Muss ich den

Durchschlag

der Krankmel-

dung an meine

Krankenkasse
schicken?

Nein, aber es
ist dringend z

u

empfehlen. D
er Arbeitgebe

r

zahlt nämlic
h im Krank-

heitsfall nur
sechs Woche

n

den Lohnwei
ter. Danach ha

t

manAnspruc
h aufKranken

-

geld, aber eb
en nur, wenn

man die Kra
nkenkasse in

-

formiert hat.
Und das mus

s

derArbeitneh
mer selbst tun

.

(Das macht n
icht etwa der

Arzt oder der
Arbeitgeber.)

Wichtig zu be
achten ist,

dass die Kas
se die gleich

e

Krankheit zu
sammenrech

-

nen kann, we
nn nicht min

-

destens sechs Monate

dazwischenli
egen. Ist zum

Beispiel ein
Arbeitnehme

r

innerhalb ein
es halben Jah

-

res zweimal f
ür jeweils vie

r

Wochen wege
n eines Band-

scheibenvorf
alls krankge-

schrieben, h
at er für di

e

letzten zwei W
ochen keinen

Anspruch me
hr auf Lohn-

fortzahlung,
sondern auf

Krankengeld.

In meinem Internet-Blogschreibe ich über alles, wasmir im Leben so zustößt. Oftgeht es auch um meinenJob. Ein Freund meinte nun, dass michdas unter Umständen meinen Arbeits-platz kosten könnte. Stimmt das?
Das kommt darauf an, was man wo wemaus der Firma erzählt. EinigeChefs schrei-
ben eine »Verschwiegenheitspflicht« in
den Arbeitsvertrag. Aber auch ohne sie
gilt: Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer dürfen dem Betrieb nicht schaden
und keine Geheimnisse ausplaudern. Der
Gesetzgeber nennt das »Treuepflicht« des
Arbeitnehmers.

Wenn es um neue technische Ent-
wicklungen oder den Geschäftsplan für
das kommende Jahr geht, kann aus der
Anekdote über den Vorgesetzten schnell
ein Geheimnisverrat werden. Das kann
einGrund für eineAbmahnung oder auch
eine Kündigung sein. Es macht übrigens
keinen Unterschied, ob jemand ein Be-
triebsgeheimnis dem Ehemann oder imInternet erzählt. Allerdings könnte der
Schaden für den Arbeitgeber durch das
Internet größer sein und damit auch die
Schadensersatzansprüche gegenüber demArbeitnehmer.

Ich habe mich als Teamleite-
rin beworben. Nun bin ich
schwanger und fürchte,
dass meine Bewerbung dar-
an scheitern könnte. Muss

ich dennoch meinen Chef informieren?

Frauen sollten ihrem Arbeitgeber eine
Schwangerschaft und den Entbindungster-
min mitteilen, sobald sie davon wissen. Im
Mutterschutzgesetz steht allerdings aus-
drücklich »sollen«, und das heißt nicht
»müssen«. Schwangeremüssen ihremChef
gar nichts sagen. Allerdings greifen die
Schutzvorschriften für werdende Mütter
amArbeitsplatz dann auch nicht. Beispiels-
weise dürfen Schwangere nicht nachts ar-
beiten. Für den Kündigungsschutz gilt das
übrigensnicht.Arbeitgeberdürfen eineAr-
beitnehmerinnicht kündigen,wenn sie von
der Schwangerschaft wissen oder sie ihnen
innerhalb von zwei Wochen nach Zugang
der Kündigung mitgeteilt wurde.

Mein Arbeitgeber finanz
iert

mir eine Fortbildung
. Darf

er mich vertraglich an den

Betrieb binden und ver-

pflichten, die Kost
en zu erstatten, falls

ich die Stelle vorher k
ündige?

Prinzipiell kannder
Arbeitgebervertrag

lich

eine »Mindest-Be
triebstreue« verla

ngen

und Klauseln über
die Erstattung der

Aus-

bildungskosten ver
einbaren. Doch die

Hö-

he des Erstattungs
betrags muss in ei

nem

angemessenen Ver
hältnis zur Fortbil

dung

stehen. Ist das nich
t der Fall, sind säm

tliche

Klauselnunwirksam
,und zwar selbst da

nn,

wenn ein Beschäft
igter bei einem anderen

Arbeitgeber anheu
ert.

Tjark Menssen ergänzt: Wenn die
Aus-

bildung auch für den Arbeitnehmer

einen Wert hat, er
folgt eine Bindun

g an

das Unternehmen
häufig dadurch, d

ass

bei einer Eigenk
ündigung der Arbeit-

nehmer die Koste
n für eine Ausbild

ung

zurückzahlenmus
s. Je spezieller die

Fort-

bildung auf den B
etrieb zugeschnit

ten

ist, desto kürzer d
arf die Bindung se

in. Je

größerderWert fü
rdenArbeitnehme

r ist,

desto länger darf
die Bindung sein,

soll-

te aber zwei Jahre
nicht überschreite

n.

Unser Chef zahlt jedes Jahr
Weihnachtsgeld. Ab sofort
will er es nur noch denjeni-
gen in voller Höhe zahlen,die keine Fehlzeiten haben. Wer krankwird, bekommt entsprechend weniger.Darf der Chef Gesunden mehr zahlen?

BeschäftigtehabenkeinengesetzlichenAn-spruch auf Weihnachtsgeld. Es kann durchTarifverträge oder im Arbeitsvertrag gere-gelt werden. Haben Arbeitnehmer einentariflichen Anspruch auf Weihnachtsgeld,kann der Arbeitgeber es wegen Krankheitnicht kürzen. Ausnahme: Der Tarifvertragerlaubt es.
Wurde die Zahlung im Arbeitsvertragvereinbart, sieht die Sache etwas anders aus.Hier versuchen Arbeitgeber oft, sich einenRückzieher von der Zahlung offen zu hal-ten.Viele dieserKlauseln sind aber unwirk-sam. So reicht etwa der Hinweis auf die»freiwillige Leistung« nicht aus, um dasWeihnachtsgeld zu kürzen oder zu strei-chen.Diese Klauselnmüssen in jedemEin-zelfall geprüft werden. Wichtig ist etwa, obderArbeitgeberdasWeihnachtsgeldals »ar-beitsbezogene Leistung« oder als »Aner-kennung treuer Mitarbeit« zahlt. Ersteredarf er bei Krankheit nicht kürzen, Letztereschon.Unter bestimmtenVoraussetzungendarf der Arbeitgeber Gesunden also mehrzahlen.

Grundsätzlich gilt aber: Arbeitgeberdürfen Sonderzahlungen nicht dazumiss-brauchen, Beschäftigte zu bestrafen.

Ein Tipp dazu von Sabine Schech:Ein Anspruch auf Sonderzahlung oderGratifikation kann auch durch eine soge-nannte betriebliche Übung entstehen.Das ist dann der Fall, wenn der Arbeit-geber mehrmals hintereinander (nachder Rechtssprechung mindestens dreimal) eine Gratifikation ohne Vorbehaltausbezahlt hat und auch sonst nicht da-von auszugehen ist, dass er sich in Zu-kunft nicht binden will. Das ist etwa(jedenfalls nach Auffassung des Bun-desarbeitsgerichts) dann der Fall, wenndie Zahlungenunterschiedlich hoch aus-fallen. Durch die betrieblicheÜbung ent-steht ein arbeitsvertraglicher Anspruch,der nur mit Einverständnis des Arbeit-nehmers abgeändert werden kann.

Ist die An- und Abreise zu
einem auswärtigen Termin
Arbeitszeit und daher vom
Arbeitgeber zu vergüten?

Arbeitgeber unterstellen gerne, dass die
Reisezeit nicht für dienstlicheAufgaben ge-
nutzt wird. Die Realität sieht ganz anders
aus. Meist nutzen Beschäftigte die Zeit der
An- und Abreise, um anfallende Aufgaben
zu erledigen. Ist dies vom Arbeitgeber
angeordnet, dann hat er die Reisezeit als
Arbeitszeit zu vergüten.

Wann Reisezeit auch Arbeitszeit ist,
erklärt Tjark Menssen: Auch wenn
Dienstreisen begrifflich nicht grundsätz-
lich zur Arbeitszeit zählen, sagt das noch
nichtsüberdieVergütungspflicht.Darum
gibt es bei Dienstreisen oft vertragliche
und auch tarifvertragliche Regelungen.
Ist nichts vereinbart, dann gehört alles,
was innerhalb der üblichen Arbeitszeit
geleistetwird, zu den vergütungspflichti-
gen Tätigkeiten. Wenn man während der
Reisezeit also am Laptop arbeitet – etwa
bei einer Zugfahrt – dann ist die Sache
eindeutig. Schwieriger ist es, wenn die
Reise die übliche Dauer der Arbeitszeit
überschreitet. Auch hier gilt: So lange
eine Arbeitsleistung erbracht wird, muss
sie bezahltwerden. AmZielort angekom-
men, zählt die normale Arbeitszeit.

Ich soll an einen anderen

Standort ve
rsetzt werd

en.

Darf der Arb
eitgeber da

s

einfach so anordnen?

Nur, wenn
diese Flexib

iliät im individu-

ellen Arbeit
svertrag fes

tgehalten is
t. Das

klingt etwa
so: »Der M

itarbeiter er
klärt

sichmit Ver
setzungen i

nnerhalb un
seres

internation
alen Untern

ehmens ein
ver-

standen.«M
it so einer F

ormulierun
g hat

der Arbeit
geber freie

Hand, den
Be-

schäftigten
nach Belieb

en zu verse
tzen.

Also nicht
unüberlegt

unterschrei
ben.

Bei der Ver
tragsverhan

dlung kann
man

sich auf Det
ails einigen

.Wenn solc
h eine

Klausel nic
ht untersch

rieben ist,
dann

gilt: Eine Ve
rsetzung da

rf nicht ohn
e Zu-

stimmung
erfolgen, so

ndern mus
s ein-

vernehmlic
h sein.

Gibt es ein
en Betriebr

at, überprü
ft

dieser die B
edingungen

der Versetz
ung.

Sollten Nac
hteile für d

en Beschäft
igten

entstehen, k
ann er wide

rsprechen.

Manuela Radu
sch dazu:

Soweit der
Arbeitsvert

rag die Täti
gkeit

nicht gena
u bezeichn

et, kann de
r Ar-

beitgeber a
uch andere

Arbeiten o
der

einen ande
ren Arbeits

ort anweise
n. Ist

nach dem
Arbeitsvert

rag eine Ve
rset-

zung durch
Weisungsre

cht des Arb
eit-

gebers nicht möglich,
bedarf die

Übertragun
g neuer Arbe

itsaufgabe
n

eines Ände
rungsvertra

ges oder e
iner

Änderungs
kündigung

.



Leben

23

Leben

22

Fo
to
:
Th
o
m
as

R
an
g
e

Der junge Stahlkocher lehnt an
einemMäuerchen, den glänzen-
den Schutzmantel offen, das Vi-
sier über dem Helm auf den
Kopf geschoben. In einer Hand
ein zerknittertes Flugblatt, auf
dem «Unsere Zukunft« steht.
Aber er hat keine berufliche Zu-
kunft. Es ist sein letzter Tag bei
der Thyssen Henrichshütte in
Hattingen,nachdemletztenAb-
stich. 1987. Das Bild hing lange
in einem Essener Museum. Ge-
macht hat es Manfred Vollmer.

Alte Liebe. Vollmerkamvor45
Jahren insRevier, uminEssenan
der Folkwangschule Fotografie
zu studieren, verliebte sich in
eine Essenerin und blieb im
»Kohlenpott« hängen. Seitdem
fotografiert der gebürtige Sachse
Menschen im Ruhrgebiet. Wie
sie in der Fabrik nähen und
schweißen, am Hochofen ste-
hen, wie sie aufHalden Picknick
machen, auf einer Eisbahn auf
einem Werksgelände Schlitt-
schuh laufen. Wie sie wohnen.
Wie sie feiern, beten, lachenund
wie sie kämpfen. »Das Ruhrge-
biet hat EckenundKanten.Aber

auchdievielen schönenNischen, in
denen die Menschen sich entfalten
können«, sagt er. Seen, Grünanla-
gen »und ein unglaublich dichtes
Kulturangebot«. Es sei »eine span-
nende Gegend«.

SeingroßesThemawarund ist
die Arbeitswelt. Sie hat er in den
letzten 30 Jahren vor allemauch für
die metallzeitung dokumentiert.
Der 65-Jährige war mit seiner
Kamera dabei, als Opelaner dafür
demonstrierten, dass Kollegen, die
bei einem Streik kalt ausgesperrt
worden waren, Kurzarbeitergeld
bekamen. Oder als in dem Bochu-
mer Autowerk die ersten Roboter
Einzug hielten. Er hat türkische Fa-
milien auf Fotos festgehalten, die
sichmitAbfindungenderMannes-
mann Röhrenwerke und gemisch-
ten Gefühlen auf den Weg zurück
in die frühere Heimat machten.

Mitgefühl. »Man ist innerlich im-
mer beteiligt und parteiisch«, sagt
Vollmer. Am meisten bewegten
ihn die Kämpfe der Stahlarbeiter
1987 und 1988. Die Krupp-Arbei-
ter in Duisburg-Rheinhausen, die
mit Demos, Mahnwachen, Werk-
besetzungen und Autobahnblo-
ckaden verzweifelt gegen die
Schließung ihresWerks kämpften.
Bekannt geworden ist vor allem
das Bild einer kämpferischen jun-
gen Frau mit geballten Fäusten,
die einKind vor sich imTragetuch
trägt. Es zeigt wie kaum ein ande-
res die Wut und Entschlossenheit
der Stahlarbeiter und ihrer Fami-
lien damals. Das Foto hängt in
vielen Wohnzimmern. »Der Papa
war imWerk und der Opa. Wenn
alles, was ihnen wichtig ist und
Perspektive gibt, wegzubrechen
droht – da leidest du mit«, sagt
Vollmer, selbst Vater von drei
inzwischen erwachsenen Söhnen.

Ihn faszinieren vor allem die
»kleinen Geschichten«, bei denen
er in intensiven KontaktmitMen-
schen kommt, die er sonst nie
kennengelernt hätte. Manchmal
sind daraus sogar Freundschaften
entstanden. Was sich in der
Arbeitswelt geändert hat – seine

Fotosmachen es sichtbar.Maschi-
nen findet er inWerkshallen genug
zu fotografieren. Aber kaum noch
Montage-Arbeitsplätzemit Grup-
pen von Menschen. »Man kann
fast nur noch Einzelporträts ma-
chen.«Diemacht er allerdings gut.
Vollmer nimmt sich viel Zeit für
die Menschen, die er fotografiert.
Das verlange schon »der Respekt
vor ihrerWürde«. Er ist ein stiller,
zurückhaltender Mann. So sehr,
dass andere oft gar nicht wahr-
nehmen, dass er da ist. Aber gera-
de darum wirken die Menschen
auf seinen Fotos ehrlich und au-
thentisch.

In echt.Was Manfred Vollmer in
40 Jahren imBild festgehalten hat,
ist in einem Dutzend Fotobänden
dokumentiert, seine Bilder waren
in rund 40 Ausstellungen zu se-
hen. Eine der letzten war »Mythos
Ruhr« inNewYork, die imFebruar
zu Ende ging. Im April zeigt das
IG Metall-Bildungszentrum in
Sprockhövel Werke von ihm, im
Rahmen der »Kulturhauptstadt
Ruhr«. Die Ausstellung heißt pas-
send: »Zweitausendzehn. Ruhrge-
biet. In echt!«

Sylvia.Koppelberg@igmetall.de

Auf Ruhr
ZU BESUCH
BEI MANFRED
VOLLMER

Seit mehr als 40 Jahren
dokumentiert der Fotograf
Manfred Vollmer Menschen
im Ruhrgebiet. Auch für die
metallzeitung. Seine Bilder
handeln von unbekannten
Helden des Alltags, die um
ihre Arbeitsplätze und für
menschenwürdige Arbeits-
bedingungen kämpfen. Aber
auch von den schönen, ent-
spannten Seiten des Lebens
an der Ruhr.

Bücher
Manfred Vollmer, Wolfgang

Berke: »Ruhrgebiet. In

echt! No kidding!«, Verlag

Klartext, 19,95 Euro.

»Über alle Berge. Der defini-

tive Haldenführer«. Alle

Top-Halden im Test. Mit

Fotos von Manfred Vollmer,

Verlag Klartext, 19,95 Euro.

Fotoausstellung
»Zweitausendzehn: Ruhr-

gebiet. In echt!«. Fotos von

Manfred Vollmer. Ort:

IG Metall-Bildungszentrum

Sprockhövel, Eröffnung: 13.

April, 19 Uhr, mit Musik und

»Currywurst und Pils

anne Bude«.

TIPP

Fotograf Manfred Vollmer mit seinen Arbeiten.

Sparsamer spülen – das sollmöglich seinmit einemZeo-
lith-Geschirrspüler, den Bosch Siemens Hausgeräte
(BSH)entwickelthat.DasMaterialZeolithnimmt leicht
Feuchtigkeit auf und wandelt es in Wärmeenergie um.
Der Effekt: Das Geschirr trocknet schneller, der Strom-
verbrauch sinkt. Dafür gab es den neuen »Innovations-
preis für Klima und Umwelt« vom Bundesumwelt-
ministerundvomArbeitgeberverband.SeitNovember ist
der Spüler auf demMarkt, aber noch ziemlich teuer.

DAS
PRODUKT

des Nettos. Die Leistungen
sind beitragspflichtig zur
Renten-undArbeitslosenver-
sicherung.

Endet das Beschäfti-
gungsverhältnis wie bei Tim
Grube während der Krank-
heit, so bekommt man erst
nachAuslaufendesKranken-
geldes Arbeitslosengeld I
(ALG I). Das ist dann ein Vor-
teil, wennman länger keinen
neuen Job findet und des-

wegen in
Hartz IV
rutscht.

Durch das
Krankengeld

verschiebt sich Hartz IV quasi
nachhinten.DasVerschiebenvon
Hartz IV geht übrigens auch,
wenn man bereits ALG-I-
Empfänger ist und länger als sechs
Wochen krank ist. Hier entspricht
das Krankengeld demALG I.

Achtung:DieKrankenkassen
versuchen gerne, wie bei Tim
Grube, um das Auszahlen von
Krankengeld herumzukommen.
Es lohnt sich also, dagegen vorzu-
gehen.

Volker.Beck@igmetall.de

Krankengeld auch ohne Job
DER RECHTSFALL Mit dem Ende des Jobs stoppen manche Kassen zu Unrecht

das Krankengeld. Solange die Krankheit es unmöglich
macht, den bisherigen Job auszuführen, hat man Anspruch
auf die Zahlungen.

Arbeitsunfähigkeit
Wer durch Krankheit nicht

mehr in der Lage ist, die zu-

letzt ausgeübte oder eine ver-

gleichbare Tätigkeit auszu-

führen, ist arbeitsunfähig. In

diesem Fall besteht An-

spruch auf Krankengeld,

einer gesetzlich vorgeschrie-

benen Leistung der gesetzli-

chen Krankenversicherung.

TimGrube (Namegeändert)wur-
dedurcheineErkrankungarbeits-
unfähig. Während der Krankheit
bekam er zudem die Kündigung.
Obwohl er weiterhin krank war,
weigerte sich seine Krankenkasse,
das Krankengeld zu bezahlen und
forderte ihn auf, sich arbeitslos zu
melden. Er könne ja, so derMedi-
zinische Dienst der Krankenkas-
sen, andereTätigkeitenausführen.

Hier irrte jedoch die Kran-
kenkasse. Für die Beurteilung der
Arbeitsunfähigkeit ist die zuletzt
ausgeübteTätigkeit entscheidend.
Grube legte erfolgreich Wider-
spruch ein, die Kasse muss auch
weiterhin zahlen.

So funktioniert Krankengeld.
Aus ihrer gesetzlichen Kranken-
versicherung haben Arbeitneh-
mer im Krankheitsfall Anspruch
auf bis zu 78 Wochen Kranken-
geld. Davon werden aber die
Wochen abgezogen, die der Ar-
beitgeber noch den vollen Lohn
zahlt (»Lohnfortzahlung im
Krankheitsfall«). InderRegel sind
das sechs Wochen. Das Kranken-
geldbeträgt70ProzentdesBrutto-
lohns, aber maximal 90 Prozent

HINTERGRUND

Macht die
Krankheit arbeits-
unfähig, so hat
man Anspruch auf
Krankengeld.
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Neue Spülmaschine frisst weniger Strom
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verkaufen zu
müssen. Ih-
nen steht ein

»angemesse-
ner« Pkw zu. Beim

Vermögen hat jedes Mit-
glied der Bedarfsgemeinschaft
ein Freibetrag von 150 Euro pro
Lebensjahr, mindestens aber
3100 Euro. Es gibt auch eine
Obergrenze, die jedoch vom
Geburtsjahr abhängt. Zusätzlich
stehen ihnen Freibeträge für eine
private Altersvorsorge zu, wenn
diese erst mit Renteneintritt auf-
gelöst werden kann. Sie liegen
zurzeit bei 250 Euro pro Lebens-
jahr, sollen aber erhöht werden.

Wer keinen Anspruch auf
Alg II hat, kann möglicherweise
Wohngeld beantragen. Ob und
wievielWohngeld jemandemzu-
steht, hängt von der Größe des
Haushalts, der Miete und dem
Mietniveau am Ort sowie dem
Haushaltseinkommen ab. Ver-
mögen steht dem Anspruch auf
Wohngeld nur dann entgegen,
wenn es erheblich ist. Für einen
Vier-Personen-Haushalt wären
das 150000 Euro.Wohngeld gibt
es übrigens nicht nur für Mieter.
Auch Eigentümer, die ihr Haus
oder ihre Wohnung selbst be-
wohnen, können bei geringem
Einkommen einen sogenannten
Lastenzuschuss bekommen.

Für Menschen mit Kindern
und einemgeringenEinkommen
gibt es außerdem noch die Mög-
lichkeit, einen Kinderzuschlag
zu beantragen. Anspruch darauf
hat, wer mit mindestens einem
Kind zusammenlebt, für das er
Kindergeld bekommt. Ein El-
ternteil muss erwerbsfähig sein
und mehr als drei Stunden pro
Tag arbeiten. Für den Kinderzu-
schlag gilt sowohl ein Mindest-
als auch ein Höchsteinkommen.
Eltern müssen mindestens über
ein Bruttoeinkommen von 900
Euro pro Monat verfügen.
Alleinerziehende über 600 Euro.
DieHöchstgrenze berechnet sich
ähnlich wie beim Alg II.

Fabienne.Melzer@igmetall.de

den Anspruch einer einzelnen
Person, sondern den der Be-
darfsgemeinschaft. Das sind
Familien, aber auch eheähnliche
Gemeinschaften und gleichge-
schlechtliche Partnerschaften.

JedemMitglied der Bedarfs-
gemeinschaft steht ein bestimm-
ter Betrag zu. Hinzu kommen
Kosten für Miete und Heizung.
Aus der Summe ergibt sich der
Gesamtbedarf. Für Berufstätige
gelten Freibeträge, die Arbeits-
lose nicht haben. Daher können
sie nochAnspruch auf Sozialleis-
tungen haben, auch wenn sie
mehr als den Hartz-IV-Satz ver-
dienen. Im Westen liegen die
Grenzen für Alleinstehende bei
1300 Euro Brutto im Monat, für
Paare bei 1700 Euro und für
Eltern mit einem Kind unter 14
Jahren bei 1900 Euro. Wer weni-
ger verdient, kann zumindest
prüfen lassen, ober er zusätzliche
Unterstützung bekommt.

Ob ein Mensch mit gerin-
gem Einkommen einen zusätzli-
chen Anspruch auf Alg II hat,
hängt allerdings nicht nur vom
Einkommen, sondern auch vom
Vermögen ab.Hier haben sich im
Vergleich zur früheren Sozial-
hilfe ein paar Dinge geändert. So
brauchen Alg-II-Bezieher nicht
grundsätzlich fürchten, ihr Auto
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Leben

Wenn es um Sozialleistungen
geht, reden Politiker gerne über
Missbrauch. Kaum einer klagt
darüber, dass vieleMenschen ihre
Rechte gar nicht wahrnehmen.
Das sind zurzeit rund 500000
Vollzeitbeschäftigte, wie eine ak-
tuelle Studie der Hans-Böckler-
Stiftung zeigt. Sie stocken ihren
geringen Verdienst nicht durch
Arbeitslosengeld II (Alg II) auf,
obwohl sie es rechtlich könnten.
Damit übersteigt ihre Zahl die
der 400000 Aufstocker, die da-
vonGebrauchmachen.Aus Sicht

der Forscher gibt es mehrere
Gründe dafür. Einige Menschen
fürchten sich vor dem Stigma
»Hartz IV«, andere schrecken die
komplizierten Anträge ab. Viele
wissen aber gar nicht, dass ihnen
staatliche Hilfe zusteht.

Nicht nur für Arbeitslose. Der
Anspruch auf Hartz IV ist nicht
an Arbeitslosigkeit geknüpft.
Wer zu wenig verdient, um sich
oder seine Familie zu ernähren,
kann einenAnspruch haben.Da-
bei prüfen die Ämter nicht nur

Wenn das Geld
trotz Arbeit
nicht reicht
GUTER RAT Wer arbeitet, hat keinen Anspruch auf

Unterstützung? So denken offenbar viele
Menschen. Doch Hilfen wie zum Beispiel
Hartz IV stehen nicht nur Arbeitslosen zu.

Wer zu wenig verdient, um sich
selbst oder seine Familie zu versorgen,
sollte seinen Anspruch auf staatliche

Leistungen prüfen lassen.

Anträge für die jeweiligen

Leistungen gibt es bei

unterschiedlichen Stellen.

Für Alg II sind die

örtlichen Arbeitsgemein-

schaften (Argen) zustän-

dig, in Ausnahmefällen

auch die Kommune. Die

Anträge auf Wohngeld

gibt es bei der Wohngeld-

stelle der Stadt-, Gemein-

de- oder Kreisverwaltung.

Der Kinderzuschlag kann

bei der Familienkasse der

Arbeits- agentur beantragt

werden.

Das Bundesministerium

für Arbeit und Soziales

bietet einen Einkommens-

rechner. Er ermittelt, wie-

viel vom Einkommen auf

Alg II angerechnet werden

kann.

www.arbeitsmarkt

reform.de

Viele Infos und Ratgeber

rund um Alg II, Kinder-

zuschlag und Wohngeld

gibt es bei den Erwerbs-

loseninitiativen.

www.erwerbslos.de

TIPPS

Illustration: Leonardo Pellegrino

Leben

Fußball-Fieber
So langsam wird´s heiß: Die
Fußball-Weltmeisterschaft
startet am 11. Juni. Damit
IG Metall-Mitglieder den
Überblick behalten, gibt es
den WM-Planer kostenlos
zum Herunterladen. Das erste
Spiel der deutschen Mann-
schaft: 13. Juni um 20:30 Uhr
gegen Australien.

www.igmetall.de/

wm-planer

Zwei Metaller mit Gitarre
Dieter & Dieter sind zwei Me-
taller, jahrelang Betriebsräte
bei Voith im schwäbischen
Heidenheim. Seit 25 Jahren
singen sie eigene Arbeiterlie-
der bei IG Metall-Aktionen,
erstmals beim Streik um die
35-Stunden-Woche 1984. Ihre
CD gibt es für 10 Euro bei der
IG Metall Heidenheim.

heidenheim@igmetall.de

Schön der Reihe nach
Multitasking ist die pure Ver-
schwendung von Arbeitszeit.
Wie immer mehr Studien bele-
gen führt Multitasking zu Un-
konzentriertheit, Fehlern und
Unfällen, weil der Mensch
nicht in der Lage ist, erfolgreich
mehrere Dinge gleichzeitig zu
tun. Unternehmen sollten des-
halb auf diese verbreitete, aber
uneffektive Form der Arbeits-
verdichtung verzichten. Besser
schön der Reihe nach.

IN KÜRZE

Seit 25 Jahren mit ihren Liedern
in Aktion: Dieter & Dieter.
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Dein Arbeitgeber hat Dir eine

Abfindung angeboten. Wie

kam es dazu?

Somkhith Khanthavixay: Ich bin
Industriekauffrau und habe
sieben Jahre in meiner Firma
gearbeitet. Nach der Geburt
meiner Tochterwar ich drei Jah-
re im Erziehungsurlaub. Kurz
bevor ich im März 2009 wieder
arbeiten wollte, erhielt ich ein
Schreiben, dass mich die Firma
aufgrund der wirtschaftlichen
Lage nicht beschäftigen kann.
Mithilfe der IG Metall und des
DGB-Rechtsschutzes reichte ich
Klage ein. Daraufhin kam es zu
einemGesprächmit demPerso-
nalleiter der Firma. Er bot mir
als Abfindung 4500 Euro an.

Nicht viel Geld.HastDu sofort

zugestimmt?

Khanthavixay: Nein. Die Rechts-
beraterin war dabei und wir
haben zunächst abgelehnt. Ein
klares Ergebnis hatten wir bei
diesem Gespräch also noch
nicht. Nachmittags am gleichen

Tag rief mich der Personalleiter
an und bot mir eine höhere Ab-
findung an: 8400 Euro. Er legte
mir ans Herz, das Geld zu neh-
men. Ich war total überrumpelt
und inzwischen schon so ent-
täuscht von meinem Arbeitge-
ber, dass ich dort auch nicht
mehr arbeiten wollte. Ich habe
also zugesagt und wenige Tage
später unterschrieben. Heute är-
gere ich mich über mich selbst.

Was wäre besser gewesen?

Khanthavixay: Ich hätte mich
nicht so schnell unterkriegen
lassen sollen. Vielleicht hätten
wir erreicht, dass ich meinen
Arbeitsplatz wiederbekomme,
auchwenn es nur inKurzarbeit
gewesen wäre. Ich hätte noch
einmal mit der Rechtsberate-
rin sprechen sollen, aber an je-
nem Nachmittag habe ich sie
nicht erreicht. Ein kühlerer
Kopf hättemich vor vorschnel-
lem Zusagen bewahrt.

Was hast Du aus dem, was Du

da erlebt hast, noch gelernt?

Khanthavixay: Dass man vor
bösen Überraschungen nicht
gefeit ist. Ich hatte nämlich in
der Elternzeit die ganze Zeit
viel Kontakt mit der Firma,
auch mit dem Personalleiter.
Die Ansage, es gäbe keine Ar-
beit mehr für mich, kam völlig
unvermutet. Und die zweite
Überraschung: Der Arbeitge-
ber hat auf seiner Internetseite
geschrieben, niemanden we-
gen der Krise entlassen zu ha-
ben!

Ilka.Grobe@igmetall.de

WAS MICH
BESCHÄFTIGT

metallzeitung warnte in Ausgabe 2/10
davor, unüberlegt eine Abfindung zu
unterschreiben. Somkhith Khantha-
vixay hat erlebt, was der Nachteil ist.

Abfindung:
Zu schnell ja gesagt

Somkhith Khanthavixay ließ sich
zu einer Abfindung überreden,
heute bereut sie es.
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Einen Mausklick vom nächsten Job entfernt: Bewerbungen laufen heute oft
nur noch übers Internet. Ohne Computer und Scanner geht da nichts mehr.

Die guten alten Zeiten, in denen
man einen handgeschriebenen
Lebenslauf verfasste, Zeugnisse
liebevoll kopierte und in eine Be-
werbungsmappe einsortierte, sind
vorbei. In vielen Branchen läuft
die Jobsuche nur noch übers Inter-
net. Offene Stellen stehen nicht
mehr in der Zeitung, sondern in
Jobbörsen. Ohne Computer und
Scanner geht da nichts mehr.

Große Firmen akzeptieren
inzwischen nur noch Onlinebe-
werbungen. Das spart ihnen Zeit
und Geld – zum Beispiel beim
Zurückschicken der Bewerbungs-
unterlagen. Der technische Fort-
schritt hat aber trotzdem seinen
Preis: Onlinebewerbungen sind

unpersönlicher. Der Umgang der
Unternehmenmit den Bewerbern
ist distanziert und anonym, Absa-
gen sind oft standardisiert.

Kein Prinzip Gießkanne. Umso
wichtiger ist es, Onlinebewerbun-
gen möglichst individuell zu ge-
stalten: Das Anschreiben sollte
deutlich machen, dass man sich
mit der jeweiligen Stelle und Fir-
ma beschäftigt hat. Finger weg
von Serienmails. Wer nach dem
Prinzip Gießkanne Bewerbungen
verschickt, erweckt den Eindruck
der Beliebigkeit. Die Bewerbung
solltemanmöglichst nicht an eine
Sammeladresse verschicken. Bes-
ser ist es, sich vorher zu erkundi-

gen, an welchen Sachbearbeiter
das Schreiben gehen soll. Eine
seriöse Mailadresse, von der die
Bewerbung verschickt wird, er-
höht die Chancen auf Beachtung.

Was man noch beherzigen
sollte: In der Betreffzeile der
E-Mail klar formulieren, um wel-
chen Job es geht. Dateien in einem
Standardformat verschicken, das
jeder öffnen kann, zum Beispiel
als PDFoder alsWord-Dokument
mit Schreibschutz. Keine zu gro-
ßenDateien senden.Mehr als drei
MB sollten es nicht sein. Das Be-
werbungsfoto muss in der Regel
auf eine kleinereDateigröße kom-
primiert werden.Dann das Bild in
den Lebenslauf integrieren und

das Ganze in ein PDF umwan-
deln. Was nicht geht: Schief ein-
gescannte Dokumente, flapsige
Formulierungen und fehlende
Signaturen. Bei mehr als einem
Tippfehler werden viele Bewer-
bungen schon aussortiert.

Wer sich heute bewirbt, sollte
bedenken, dass Personalchefs das
Internet durchforsten, um mehr
über einen Kandidaten zu erfah-
ren. Deshalb nicht zuviel von sich
in sozialen Netzwerken preisge-
ben. Das Internet vergisst nicht.

Martina.Helmerich@igmetall.de

Jobbörse und weitere Tipps:

www.arbeitsagentur.de

R»durchstarten« e-learning

Online bewerben
JOBSUCHE Viele Stellenanzeigen werden nur noch im Internet geschal-

tet. Und immer mehr Bewerbungen laufen ausschließlich
elektronisch. Bei der virtuellen Jobsuche per E-Mail kommt
es auf Sorgfalt und individuelle Gestaltung an.

E-Mail-Bewerbung
Bewerbungen per E-Mail

sollten genauso sorgfältig

verfasst werden wie klassi-

sche Bewerbungen.

Zu einer elektronischen

Bewerbung gehören ein

Anschreiben, der Lebens-

lauf und das aktuelle

Zeugnis.

Zu viele Mailanhänge

machen die Bewerbung

unübersichtlich. Weniger

ist manchmal mehr.

Weitere Dokumente sollte

man lieber auf der eige-

nen Homepage hinterle-

gen – sofern sie profes-

sionell gestaltet ist.

Bevor man die Bewerbung

an die Firma schickt,

sollte man testen, wie die

Mail ankommt. Zum Bei-

spiel an sich selbst oder

an Bekannte schicken.

Auf die E-Mail-Bewerbung

kommt nicht immer eine

schriftliche Eingangsbe-

stätigung zurück. Deshalb

nach ein paar Tagen nach-

fragen, ob alles angekom-

men ist.

TIPPS

Beschäftigten in der Hardware-
Entwicklung freuen (plus 6,1
Prozent). Call Center Agents
verdienen 5,9 Prozent, Leiter
im Marketing 6 Prozent mehr.
Tendenziell sind die unterenEin-
kommen stärker gestiegen, Füh-
rungskräfte mussten Einbußen
hinnehmen. Frauen sind in der
IT-Branche die Minderheit. Bei
den 35- bis 50-Jährigen gebe es
große Gehaltsunterschiede zwi-
schenMännern und Frauen, sag-
te Schwitzer.

Weniger Ausbildung. Bei der
Ausbildung müssen viele Betrie-
be noch ihre Hausaufgaben ma-
chen. Branchenweit ist die Zahl
der Ausbildungsverträge um 13
Prozent auf 15000 gesunken.Die
IGMetall fordert von den IT-Un-
ternehmen, mehr in Aus- und
Weiterbildung zu investieren.

Martina.Helmerich@igmetall.de

Die Entgeltanalyse basiert auf

den Einkommensdaten aus

über 100 Betrieben. Mitglieder

erhalten sie in einer preisgüns-

tigen Ausgabe bei ihrer Verwal-

tungstelle. Mehr unter:

www.igmetall-itk.de

Auch auf der diesjährigen Com-
putermesse Cebit punktete die
IG Metall mit ihrer Studie »Ent-
gelt in der ITK-Branche 2010«.
Die zwölfte Ausgabe der Entgelt-
analyse fand großes Interesse bei
Messebesuchern und Fachpubli-
kum. Wichtigstes Ergebnis: Wer
in einem tarifgebundenenUnter-
nehmen arbeitet, ist besser dran.
Denn die Gehälter stiegen dort
um fast fünf Prozent gegenüber

dem Vorjahr. In Firmen ohne
Tarifvertrag sanken die Gehälter
dagegen um rund zwei Prozent.
»Dieser große Unterschied
spricht eindeutig für die Tarif-
bindung«, sagt Helga Schwitzer,
Vorstandsmitglied der IGMetall.

In der Studie werden die
unterschiedlichen Tätigkeiten in
sogenannten Jobfamilien unter-
sucht. Über kräftige Gehalts-
steigerungen können sich die

Gute Aussichten mit Tarif
IT-GEHALTS-
ANALYSE

Auf der Cebit wurde die neue IG Metall-Studie »Entgelt in
der ITK-Branche 2010« vorgestellt. Die Löhne in tarifgebun-
denen Unternehmen sind um fast fünf Prozent gestiegen.

TÄTIGKEIT

Beratung/

Consulting

Seniorberater/in

Service Technik

Service Techniker/in

Kaufmännische

Administration

Controller I

Softwareentwicklung

Software-Ingenieur II

2007

64 899

37 766

51 560

54 209

2008

64 838

39 778

54 729

52 238

2009

66 242

39 322

56 387

52 955

Jahresgehälter (in Euro) (Beispiele aus der Entgeltanalyse)

E R H E B U N G S J A H R

IN KÜRZEIN KÜRZE

Tipps für Azubis
Egal ob kurz vor Ausbildungs-
beginn oder schon mitten
drin: Die Internetseite Azubi
& Azubine ist eine Sammlung
von wissenswerten Informa-
tionen rund um Bewerbung,
Geld sparen für junge Leute,
Rechte während der Ausbil-
dung und vieles mehr.

www.azubi-azubine.de

Tipps für Selbstständige
Die Broschüre »Ratgeber
Selbstständige – wenn das
Geld nicht reicht« gibt Tipps
für Menschen mit geringem
Einkommen. Es geht um
die Definition von (schein)-
selbstständig, um Versiche-
rungen und Hartz IV und
darum, was die Gewerkschaf-
ten in punkto Selbstständig-
keit anstreben.

www.dgb-bestellservice.de

Broschüre für Selbstständige,
die nicht genug verdienen.

Zweiter Bildungsweg
Egal ob Realschul-Abschluss,
Abitur oder Fachhochschul-
reife – auch nach einer Ausbil-
dung kann man schulische
Abschlüsse nachholen. Eine
Checkliste der IG Metall gibt
einen ersten Überblick. Man
bekommt unter anderem In-
formationen zu Vorausset-
zungen, Dauer und den
Fördermöglichkeiten.

www.igmetall.de/

zweiter-bildungsweg

»Die Hälfte der Schulabgänger
ist nicht reif für die Ausbildung«,
tönte es Anfang März durch die
Presse. Doch das war eine Fehl-
interpretation eines Entwurfs des
neuenBerufsbildungsberichts der
Bundesregierung. Dort steht tat-
sächlich: Die Hälfte der Schul-
abgänger geht nach der Schule
zunächst in berufsvorbereitende

Maßnahmen. »Das bedeutet kei-
neswegs, dass sie unreif sind«,
sagt KlausHeimann, Bereichslei-
ter Berufsbildung der IG Metall.
»Sondern eher, dass sie keinen
Ausbildungsplatz finden.«

Mehr Infos zur Berufsbildung im

IG Metall-Berufsbildungsportal:

www.igmetall-wap.de

Schulabgänger doch nicht alle unreif

Eine »Ente«: die Presseartikel
über unreife Schulabgänger
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2. Welche Industrie setzte als erste auf Dampfkraft, um Maschinen anzutreiben?

A die englische Textilindustrie Ende des 18. Jahrhunderts

L die belgische Stahlindustrie Anfang des 19. Jahrhunderts

D die französische Lederindustrie Anfang des 19. Jahrhunderts

R die deutsche Maschinenbauindustrie Mitte des 19. Jahrhunderts

3. Wie oft muss ein Betriebsrat eine Betriebsversammlung durchführen?

S 1x pro Monat R 1x pro Quartal W 1x pro Jahr M 1x pro Amtsperiode

4. Muss der Arbeitgeber die freien Stellen grundsätzlich innerbetrieblich ausschreiben?

G ja, immer K ja, wenn das Unternehmen mehr als 100 Mitarbeiter hat

U nein, es gibt keine Verpflichtung dazu I nein, nur wenn der Betriebsrat es verlangt

5. Bei welchen Maßnahmen hat der Betriebsrat kein Mitbestimmungsrecht?

R Einstellungen Ä Ein- und Umgruppierungen F Abmahnungen B Versetzungen

1. Wo gab es das erste Fließband zur Massenfertigung in der Metallindustrie?

P 1905 bei der Süddeutschen Automobil-Fabrik (später Mercedes-Benz) in Gaggenau

T 1913 in der Autoproduktion bei den Ford-Autowerken in Detroit (USA)

K 1863 in der Nähmaschinenfertigung von Singer in New York (USA)

E 1888 in der Fahrradproduktion von Peugeot in Beaulieu (Frankreich)
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Die Gewinne im AprilBitte das Lösungswort bis

zum 25. April 2010 unter

Angabe von Vor-,

Nachname und Adresse

auf eine Karte schreiben

und per Post an:

Redaktion metallzeitung,

Preisrätsel,

60244 Frankfurt. Oder per

E-Mail an:

raetsel@igmetall.de

2. Preis:
Ein Herbertz-Multitool mit

Bitsatz im Lederetui

3. Preis:
Ein Brettspiel »Betriebsrat

ärgere Dich nicht«

1. Preis:
Zwei Nächte für 2 Personen im

Tannhäuser Hotel Rennsteigblick

1 2 3 4 5

Lösungswort


